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In der heutigen Zeit vergeht kaum ein Tag, an dem nicht über Migration und 
Integration in der Öffentlichkeit diskutiert wird. Besonders das Buch von Thilo 
Sarrazin „Deutschland schafft sich ab“, das im Sommer 2010 veröffentlicht wurde, 
bewirkte eine intensive öffentliche Debatte. Muslimische MigrantInnen sind 
integrationsunwillig, werden öfter straffällig und kosten den Staat mehr als sie der 
Wirtschaft nützen, glaubt der ehemalige Berliner Finanzsenator und Ex-Bankier. 
Kritisiert wurde er anfangs jedoch vor allem wegen seiner biologistischen 
Begründungsmuster – Sarrazin warnte vor einer Verdummung Deutschlands, weil 
die laut ihm weniger intelligenten TürkInnen und AraberInnen eine höhere 
Geburtenrate aufweisen.1 
Dass Intelligenz jedoch nichts mit der Herkunft zu tun hat, haben Wissenschaftler 
längst belegt. Wer verstehen möchte, warum bestimmte MigrantInnengruppen, wie 
beispielsweise ZuwanderInnen aus der Türkei und deren Kinder schlechter im 
Bildungssektor abschneiden und eher auf Arbeitsplätzen zu finden sind, die nur eine 
geringe Qualifikation voraussetzen,2 muss dorthin blicken, wo der Grundstein für 
eine Migrations- bzw. Integrationspolitik gelegt wurde. In Deutschland wie in 
Österreich kam der Großteil der türkischen MigrantInnen in den 1960er Jahren, um 
als HilfsarbeiterInnen in West- und Zentraleuropa ihr Geld zu verdienen. Die meisten 
von ihnen kamen aus bildungsfernen Schichten, viele hatten lediglich einen 
Grundschulabschluss. Im Vordergrund standen die Einsatzfähigkeit und physische 
Belastbarkeit der Arbeitskräfte und nicht das Bildungsniveau: 
                                                 
1 Vgl. URL: http://www.faz.net/artikel/C30512/sarrazins-thesen-die-biologie-spricht-gegen-
biologismus-30313985.html; 
http://www.spiegel.de/wissenschaft/mensch/0,1518,714558,00.html[09.06.2011]. 
2 Vgl. Statistik Austria / Kommission für Migrations- und Integrationsforschung der Österreichischen 
Akademie der Wissenschaften (2010:40ff). 
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„Österreich hatte bei der Anwerbung von Arbeitskräften als Gastarbeiter keine hohen 
Anforderungen (…). Die Gastarbeiter mussten nicht unbedingt lesen und schreiben 
können.“3 
 
In Österreich rief die Arbeitsmigration in den 1960er Jahren die ersten Ansätze einer 
Migrationspolitik hervor. 1973 arbeiteten rund 230.000 ausländische Arbeitskräfte 
hierzulande. Die desolate Wohnsituation der ArbeiterInnen, sowie die Notwendigkeit 
einer schulischen Integration der ausländischen Kinder machten eine Diskussion über 
Integration unabwendbar. Österreich verfolgte jedoch von Anfang eine 
Rotationsstrategie, was bedeutet, dass die Sozialpartner, die Regierung und auch zu 
einem Großteil die österreichische Bevölkerung davon ausgingen, dass die 
ausländischen Arbeitskräfte nur so lange in Österreich bleiben würden, so lange ihr 
Arbeitsverhältnis bestünde. Mit auf einem Jahr befristeten Arbeitsgenehmigungen 
wollten die Sozialpartner ausschließen, dass die ausländischen Arbeitskräfte sich 
längerfristig in Österreich niederlassen würden. Nach und nach mussten die 
EntscheidungsträgerInnen jedoch einsehen, dass das Rotationsmodell in seiner 
Reinform nicht umgesetzt werden konnte. Weder die ausländischen Arbeitskräfte 
noch die UnternehmenInnen hatten ein Interesse daran, ihren Arbeitsplatz 
beziehungsweise ihre ArbeitnehmerInnen Jahr für Jahr zu wechseln. Durch das 
Anwachsen der Arbeitskräfte, die sich für einen längeren Zeitraum in Österreich 
niederließen, und durch die Entwicklung, dass eben jene Arbeitskräfte auch ihre 
Männer beziehungsweise Frauen und Kinder nach Österreich nachholten, wurden  
PolitikerInnen und Sozialpartner zu einer überfälligen Debatte über Integration 
gezwungen. 
 
Die Situation in Österreich spitzte sich besonders in Zeiten der Rezession 1974/75 
zu, als man versuchte, im Land befindliche ausländische Arbeitskräfte 
„rückzuführen“ und durch einen „Anwerbestopp“ zusätzliche Zuwanderung zu 
verhindern jedoch bald einsehen musste, dass zehnttausende ausländische 
Arbeitskräfte so schnell nicht mehr in ihr Heimatland zurückkehren würden. Dieses 
                                                 
3 Illetschko, Peter: „In Österreich wird oft arm mit ausländisch verwechselt“, in: Der Standard, 
22.01.2011, S. 25. 
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Spannungsverhältnis zwischen einem gewünschten Rotationsmodell und einem 
unerwünschten – aber unausweichlich gewordenen – Integrationsmodell möchte ich 
anhand der Debatten in der Öffentlichkeit in dieser Masterarbeit untersuchen. 
 
1.1 Vorgehensweise 
In den 1960er und 1970er Jahren haben neben Österreich viele west- und 
nordeuropäische Länder ausländische Arbeitskräfte angeworben. Auch Schweden, 
ein Land, das immer wieder als ein Vorzeigemodell für die Integration von 
MigrantInnen dargestellt wird, schloss Anwerbeverträge mit südeuropäischen 
Ländern ab. Während die österreichische Politik darauf ausgerichtet war, dass die 
ArbeitsmigrantInnen nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses wieder in ihr 
Heimatland zurückkehren, glaubte Schweden daran, dass ein Großteil der 
ausländischen Arbeitskräfte auch bleiben würde. Schweden verfolgte deshalb nicht 
eine Rotationsstrategie, sondern eine Integrationsstrategie. Um die verschiedenen 
Möglichkeiten des Umgangs mit Arbeitsmigration in ihrer Konzeption und 
Konsequenz aufzuzeigen, vergleiche ich die Situation in Österreich mit der in 
Schweden. Der Vergleich ist deshalb besonders interessant, weil in beiden Ländern 
die Gewerkschaften einen maßgeblichen Einfluss auf die Migrationspolitik hatten. 
 
Zur Einführung gebe ich im zweiten Kapitel einen theoretischen Überblick zum 
Schlagwort „Integration“. Zuerst nähere ich mich dem Begriff an, in dem ich die 
Ansichten zu „Integration“ in Österreich und in Schweden darstelle. Diesen 
Vorstellungen stelle ich im Kapitel 2.4 die aktuelle Integrations- bzw. 
Assimilationstheorie von Hartmut Esser gegenüber. Im dritten Kapitel erfolgt dann 
der Vergleich zwischen den beiden Ländern. Überblickshaft gehe ich auf die 
Situation in den beiden Ländern ein. Anwerbestrategien, Integrationsmaßnahmen 
und die Diskurse vor dem Anwerbestopp stehen dabei unter anderem im Mittelpunkt. 
Abschließend werde ich auf drei Ebenen die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der 
Länder herausarbeiten: Auf der erste Ebene stelle ich das österreichische 
Rotationsprinzip dem schwedischen Integrationsprinzip gegenüber; auf der zweiten 
Ebene beschäftige ich mich mit den Argumentationsstrategien der 
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Interessensvertretungen und auf der dritten Ebene zeichne ich die direkten 
Auswirkungen der jeweiligen verfolgten Modelle auf die Integrationsmaßnahmen 
nach. Im vierten Kapitel schaue ich mir einen Ausschnitt der Integrationsdebatte in 
Österreich an. Um der Frage nachzugehen, ob und  – wenn ja – wie über die 
Integration von „Gastarbeitern“ in der Öffentlichkeit, im Parlament und von Seiten 
der Sozialpartner in Zeiten der angespannten wirtschaftlichen Lage 1974/75 
diskutiert wurde, habe ich auf folgende Primärquellen zurückgegriffen: Das Tagblatt-
Archiv der Arbeiterkammer Wien, das thematisch sortierte Zeitungsartikel von den 
meisten damals erhältlichen Medien auf Mikrofilm verfügbar hat; die 
stenografischen Sitzungsprotokolle der Nationalrats- und Bundesratssitzung; die 
Tätigkeitsberichte der Bundeswirtschaftskammer und des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes; die Aussendungen des ÖGB-Rednerdienstes; die Berichte zu 
den Vollversammlungen der Kammer für Arbeiter und Angestellte, sowie diverse 
Publikationen des „Arbeitskreises für ökonomische und soziologische Studien“ und 
des „Beirats für Wirtschafts- und Sozialfragen“. Nach einem ersten Überblick des 
Materials war es für mich möglich, eine zentrale These zu formulieren: Nahezu alle 
Integrationsmaßnahmen, die in Österreich diskutiert und/oder umgesetzt wurden, 
stehen nicht im Widerspruch zu dem von Österreich präferierten Rotationsmodell. 
Anhand von drei Kategorien möchte ich diese These am Ende bewerten:  
1. Die Integration der „Gastarbeiter“ als Notwendigkeit für Österreich 
2. Die Ausrichtung der Integrationsmaßnahmen auf eine kurze Verweildauer 
3. Die schulische Integration der „Gastarbeiterkinder“  
 
Abschließend möchte ich auf drei Gegebenheiten in meiner Arbeit hinweisen: 
Aufgrund der Lesbarkeit habe ich auf eine gendergerechte Ausdrucksweise 
verzichtet. Wenn ich in der Masterarbeit nicht explizit auf das männliche oder 
weibliche Geschlecht eingehe, meine ich mit Begriffen wie beispielsweise 
„Gastarbeiter“, „Arbeitsmigranten“, „Österreicher“, „Lehrer“ oder „Schüler“ immer 
Männer UND Frauen beziehungsweise Jungen und Mädchen. Zweitens: Im Zuge 
meiner Fallstudie habe ich unter anderem Zeitungsartikel aus dem Mikrofilm-Archiv 
der Arbeiterkammer-Bibliothek verwendet. Leider fehlt in einem Großteil der Artikel 
die Seitenangabe, weshalb es nicht möglich war, bei den Referenzen die Quelle mit 
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der Seitenzahl anzugeben. Alle von mir verwendeten Artikel finden sich unter dem 
Schlagwort „Arbeitnehmer, ausländische“ Mikrofilmnummer 331.62/1974 
beziehungsweise 331.62/1975 – sie sind chronologisch sortiert. Zu guter letzt möchte 
ich darauf hinweisen, dass ich meine Fallstudie nach qualitativen Kriterien angelegt 
habe. Ich kann deshalb nur für diesen Ausschnitt der Realität eine Aussage treffen. 
Da meine Primärquellen jedoch einen großen Bereich der öffentlichen Diskussion 
abdecken, kann davon ausgegangen werden, dass meine Schlussfolgerungen sehr 
wohl zeigen können, in welche Richtung sich die Debatte bewegt hat. 
 
1.2 Begrifflichkeiten – Vom „Fremdarbeiter“ zum „Gastarbeiter“ 
Wenn in dieser Arbeit von Arbeitsmigranten in Österreich gesprochen wird, wird der 
Begriff „Gastarbeiter“ verwendet, der jene Migranten einschließt, die in den 1960er 
und 1970er Jahren nach Österreich kamen, um hier zu arbeiten. David Reichel ist der 
Meinung, dass der Ausdruck „Gastarbeiter“ generell vermieden werden sollte, „da er 
nur Personen aus wirtschaftlich schwächeren Ländern einschließt und daher eine 
diskriminierende Wirkung hat“4. Mitunter aus diesem Grund wird dieser Begriff in 
der vorliegenden Arbeit unter Anführungszeichen gesetzt. 
 
Der Begriff „Gastarbeiter“ löste Ende der 1960er Jahre den Begriff „Fremdarbeiter“ 
ab. „Die Fixierung auf den Präfix ‚Gast‘ ließ in der Öffentlichkeit kein anderes Bild 
entstehen, als das von kurzer Aufenthaltsdauer“5, schreibt Stefanie Schmiderer. Felix 
Slavik, damaliger Bürgermeister von Wien, brachte den Wortwechsel 1971 in einem 
Artikel der Zeitschrift „Arbeit und Wirtschaft“ zur Sprache und bekräftigte das 
Argument der kurzen Aufenthaltsdauer: 
„Ich finde, es ist nun an der Zeit, daß wir von dem diffamierenden Ausdruck 
„Fremdarbeiter“ endlich zu dem weit zutreffenderen Begriff „Gastarbeiter“ kommen. 
Denn es sind tatsächlich Gäste, Gäste, die wir eingeladen haben, bei uns, für uns und 
mit uns zu arbeiten.“6  
                                                 
4 Reichel (2010:61). 
5 Schmiderer (2008:11). 
6 Slavik, Felix: Gastarbeiterprobleme aus der Sicht Wiens, in: Arbeit und Wirtschaft, Oktober 1971,  
8 
 
Die Historikerinnen Vida Bakondy und Renée Winter argumentieren, dass es sich bei 
dieser neuen Definition um keinen innovativen Versuch einer positiven Bezeichnung 
für Arbeitsmigranten handelt, da bereits das nationalsozialistische Regime in den 
1940er Jahren versuchte, diesen Begriff für die offiziell angeworbenen Arbeitnehmer 
einzuführen. Gleichzeitig hätte dadurch eine Abgrenzung zu den sogenannten 
„Ostarbeitern“ vollzogen werden sollen,7 die bereits seit Februar 1942 verschiedene 
Abzeichen zur Unterscheidung von anderen Arbeitern tragen mussten.8 Bakondy 
verweist in einem anderen Aufsatz über die Kontinuitäten in der Sprache, die im 
Nationalsozialismus ihren Ursprung hatten. Die Autorin untersuchte Akten der 
Bundeswirtschaftskammer (BWK) über die Verhandlungen mit den Ländern aus 
denen „Gastarbeiter“ rekrutiert werden sollen und untersuchte auch die Akten zu den 
Anwerbungen von „Gastarbeitern“. Sie kommt zu dem Resümee, dass die völlig 
unreflektierte Sprache der BWK-Beauftragen in „Zusammenhang mit 
nationalsozialistischer Ideologie und Politik und der Shoa stehen“9:  
„Bei Anwerbeuntersuchungen ist von „Selektion“ die Rede. Im Schriftverkehr 
kursieren Listen von „Transporten“ mit den Namen der Arbeiter/innen, deren Reisen 
nach Österreich in Phasen starker Nachfrage in „Sonderzügen“ organisiert wurden.“10 
 
Der Terminus „Gastarbeiter“ wird Ende der 1970er Jahre und Anfang der 1980er 
Jahre mehr und mehr vom Begriff des „ausländischen Arbeitnehmers“ abgelöst. 
Peter Payer sieht in dem Begriffswechsel „Fremdarbeiter“ – „Gastarbeiter“ – 
„ausländischer Arbeitnehmer“ die Entwicklung „von der Abweisung über eine 
Euphemisierung hin zur Neutralisierung“11, die jene Ambivalenz ausdrückt, „die die 
aufnehmende Gesellschaft (…) den ausländischen Arbeitskräften entgegenbrachte“12. 
                                                                                                                                          
 
S. 9. 
7 Vgl. Bakondy/Winter (2008:63). 
8 Ebenda, S. 154f. 
9 Bakondy (2010:78). 
10 Ebenda. 




Ob die österreichische Gesellschaft ausländischen Arbeitnehmern wirklich so neutral 
gegenübersteht, wie der Begriff vermuten lässt, bezweifle ich – zumindest was 
minder qualifizierte ausländische Arbeitskräfte anbelangt. Allein die österreichische 
Politik gegenüber den neuen EU-Ländern – erst sieben Jahre nach ihrem EU-Beitritt 
dürfen Polen, Tschechen, Slowaken etc. ihre Arbeitsfreizügigkeit als EU-Bürger in 
Österreich wahrnehmen – hat gezeigt, dass in Österreich nach wie vor Ressentiments 
gegen einen Großteil ausländischer Arbeitskräfte vorhanden sind. 
 
1.3 Forschungsstand 
Die Situation der „Gastarbeiter“ in Österreich wurde bereits ausführlich erforscht. 
Frühere Studien sind beispielsweise die Dissertation aus dem Jahr 1976 von Stefanie 
Battenfeld, die sich mit der volkswirtschaftlichen Bedeutung der „Gastarbeiter“ 
auseinandergesetzt hat; die Arbeit von Siegfried Pflegerl über das Spannungsfeld 
„Gastarbeiter“ zwischen „Integration und Abstoßung“ aus dem Jahr 1977; die Studie 
von Seifert Ottokar über die „Gastarbeiterkinder“ in österreichischen Schulen aus 
dem Jahr 1978; oder die Dissertation von Helga Leitner über die „Segregation, 
Integration und Assimilation jugoslawischer Gastarbeiter in Wien“, die ebenfalls 
1978 erschien. Zum ersten Mal ausführlicher mit der Argumentation der 
Sozialpartner während dieser Zeit hat sich Eveline Wollner 1996 beschäftigt. In ihrer 
Diplomarbeit stellt sie den Weg einer sozialpartnerschaftlich regulierten 
Ausländerbeschäftigung dar. 
 
In den vergangenen sieben Jahren hat vor allem die Nichtregierungsorganisation 
(NGO) Initiative Minderheiten auf die „Gastarbeiterthematik“ aufmerksam gemacht. 
2004 stellte sie gemeinsam mit dem Wien Museum eine Ausstellung über 
„Gastarbeiter“ auf die Beine. Die Gastarbajteri-Ausstellung wurde ergänzt durch eine 
Publikation und eine Webseite13. Zum ersten Mal wurden „Gastarbeiter“ nicht als 
Objekte sondern als Subjekte mit ihrer eigenen Stimme dargestellt. Ein neuer Aspekt 
in der „Gastarbeiterforschung“ war auch die Thematisierung von 
                                                 
13 Vgl. URL: http://www.gastarbajteri.at [01.07.2011]. 
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„Gastarbeiterinnen“. Auch die darauffolgende Ausstellung „Viel Glück! Migration 
heute“ im Jahr 2010 knüpfte an diese Thematik an. In einer umfangreichen 
Publikation wurde unter anderen der bereits erwähnte Aufsatz von Vida Bakondy 
veröffentlicht. 
 
Womit sich die Forschung bisher noch kaum beschäftigt hat, ist die Zeit rund um den 
Anwerbestopp 1974/75. Selbstverständlich gibt es aus rechtlicher Perspektive einige 
Werke zum Ausländerbeschäftigungsgesetz, das in dieser Zeit verabschiedet wurde, 
jedoch bearbeitet kaum eine Studie die Auseinandersetzungen im Parlament 
beziehungsweise unter den Sozialpartnern aus diskursanalytischer Sicht. Bei der 
Sichtung des vorhandenen Materials habe ich zumindest eine Antwort darauf 
gefunden, warum diese Zeit noch nicht ausreichend erforscht wurde. Viele Sitzungen 
zwischen Sozialpartner und den Parteien fanden hinter verschlossenen Türen statt. 
Zu diesen informellen Sitzungen gibt es keine Dokumente, anhand derer die 
Einstellungen der Akteure herausgelesen werden könnten. Aus diesem Grund konnte 
ich nur auf die öffentlichen Aufzeichnungen und Medienartikel zurückgreifen. Bei 
einigen der oben genannten Arbeiten vermisse ich auch grenzüberschreitende 
Ansätze. Ich wollte in meiner Masterarbeit sowohl einen Beitrag zu dieser 
Forschungslücke liefern und einem transnationalen Phänomen, wie dem Wesen der 
Migration entsprechend, mit einem transnationalen Ansatz begegnen. Deshalb habe 
ich mich für den Vergleich zwischen Österreich und Schweden entschieden. 
 
Ein Sammelband, der vergleichende Schlüsse zulässt, ist das 1978 erschienene Buch 
des Soziologen Ernst Gehmacher. Er stellt die Ausländerpolitik europäischer Länder 
aufgeschlüsselt nach Ländern dar. In „Ausländerpolitik im Konflikt“ findet man 
Beiträge sowohl über die Empfängerländer wie Deutschland, Österreich, Schweden, 
wie auch über die Entsendeländer Jugoslawien oder die Türkei. Ein 2009 
erschienenes Werk, das sowohl Schweden wie auch Österreich miteinander 
verknüpft, schrieben die Politikwissenschaftler Stefanie Mayer und Mikael Spang. 
Ihr Buch „Debating Migration“ beschäftigt sich diskursanalytisch mit den Debatten 
über Arbeitsmigration in Schweden und in Österreich. Ein Schwerpunkt liegt darin 
auf den Auseinandersetzungen rund um die „erste Welle“ der Arbeitsmigranten in 
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Österreich und Schweden in den 1960er Jahren. Die beiden Forscher haben 
Parlamentsmaterialien, Gewerkschaftspapiere und Zeitungsartikel ausgewertet und 
miteinander verglichen.  
 
Auch in Schweden hat man sich mit der Thematik der Arbeitsmigration in dieser Zeit 
auseinandergesetzt. Da ich kein Schwedisch spreche, konnte ich nur neuere 
Publikationen auf Englisch für meine Masterarbeit verwenden. Besonders 
hervorzuheben sind der Aufsatz des Wirtschaftshistorikers Torbjörn Lundqvist 
„Organised Interests, Labour Market and Migration: the Swedish Model“ oder der 
Essay „From Boom to Bust“ der Wirtschaftshistoriker Tommy Bengtsson, Christer 
Lundh und Kirk Scott, die 2006 über die wirtschaftliche Integration von Migranten in 
Schweden nach dem Zweiten Weltkrieg schrieben. Der Politikwissenschaftler Carl 
Dahlström hat sich hingegen in seinem Paper „The Rhetoric and Practice of 
Institutional Reform. Modern Immigrant Policy in Sweden” aus dem Jahr 2006 mit 
der Frage beschäftigt, wie über Migration und Integration diskutiert wurde und 






Rotation oder Integration ausländischer Arbeitskräfte? Das war eine der zentralen 
Fragen, die mit der Anwerbung von Arbeitsmigranten in den 1960er Jahren 
einherging. Während beispielsweise die BRD, Österreich und die Schweiz sich für 
einen zeitlich befristeten Aufenthalt ausländischer Arbeitskräfte und für einen 
permanenten Wechsel der Arbeitskräfte aussprachen (Rotation), gab es 
beispielsweise in Schweden schon Integrationsmaßnahmen, die über den 
Mikrokosmos Arbeitsplatz hinausgingen. In diesem Abschnitt werden die 
verschiedenen Ausgangsmodelle kurz erklärt und das Integrationsmodell aus dem 
Jahr 1973 vom österreichischen „Arbeitskreis für ökonomische und soziologische 
Studien“ vorgestellt. Nach einem Exkurs über Schweden, in dem die Diskussion 
Anfang der 1970er Jahre rund um die Konzepte des Universalismus und 
Multikulturalismus dargestellt wird, folgt einer Darstellung der damaligen 
Vorstellungen in Österreich eine zeitgemäße Integrationstheorie, um die Komplexität 
der Thematik zu veranschaulichen. Ich habe dafür einen der bekanntesten 
deutschsprachigen Migrationsforscher gewählt. In Hartmut Essers Theorie stehen die 
vier Dimensionen der kulturellen, strukturellen, sozialen und identifikatorischen 
Integration beziehungsweise Assimilation miteinander in Beziehung. 
2.1 Assimilation vs. Integration – eine Begriffsklärung 
„Assimilation“ bedeutet „die ‚Angleichung‘ der Akteure bzw. Gruppen in gewissen 
Eigenschaften an einen ‚Standard‘“14. Im öffentlichen Diskurs wird damit meist die 
komplette Anpassung an die Mehrheitsgesellschaft assoziiert, die eine Aufgabe der 
kulturellen und sprachlichen Identitäten verlangt. Oft wird die Assimilation auch als 
Antithese zu „Integration“ gesehen15, die – allgemein gesprochen – als die 
                                                 
14 Esser (2004:45). 
15 Vgl. Opelka (2009:12). 
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Eingliederung der Migranten in den Rahmen der Aufnahmegesellschaft ohne die 
Aufgabe ihrer ethnischen Eigenschaften verstanden wird:16 
„Wenn Integration nicht als Assimilation, sondern als wechselseitiger Prozess 
begriffen wird, dann stellt sich nicht die Frage nach der ‚Integrationsbereitschaft‘ von 
MigrantInnen und Flüchtlingen, sondern nach der ‚Integrationsbereitschaft‘ einer 
gesamten Gesellschaft.“17 
Im wissenschaftlichen Diskurs wird mit dem Begriff „Assimilation“ jedoch 
differenzierter umgegangen, als es dieses Zitat von dem Politikwissenschaftler 
Thomas Schmidinger vermuten lässt. Hartmut Esser meint mit „Assimilation“ 
beispielsweise nicht die einseitige Anpassungsleistung der Minderheit an die 
Mehrheit – wie Schmidinger behauptet –, sondern die Verringerung systematischer 
Unterschiede und die gleiche Verteilung von bestimmten Merkmalen – etwa von 
Bildungschancen – an alle (Mehrheiten, Minderheiten, Arme, Reiche, etc.). Mit 
anderen Worten: Besonders die politische Elite des Aufnahmelandes steht in der 
Verantwortung, Differenzen und Diskriminierungen zu eliminieren. Speziell im 
Bildungssystem und auf den primären Arbeitsmärkten gäbe es laut Esser keine 
sinnvolle Alternative zur strukturellen Assimilation von Migranten.18 Gleicher 
Ansicht sind die Migrationsforscher Klaus J. Bade und Michael Bommes: 
„Soziale Integration setze in modernen Gesellschaften die Assimilation aller 
Individuen und damit auch der Migranten an die differenzierten sozialen 
Strukturbedingungen und die damit verbundene Erwartung voraus.“19 
 
2.2 Rotation vs. Integration 
Wie erwähnt einigten sich die Regierung und die Sozialpartner in Österreich auf ein 
Rotationsmodell, das wegen seiner geringen volkswirtschaftlichen Kosten beliebt 
war. Zusätzlich konnten durch die Nicht-Verlängerung der befristeten 
Arbeitsverträge die ausländischen Arbeitskräfte in Zeiten von Rezession leichter 
abgebaut werden. Auf der anderen Seite hatte das Modell den Nachteil, dass die 
                                                 
16 Vgl. Esser (2004:45). 
17 Schmidinger (2010:38). 
18 Vgl. Esser (2004:44f). 
19 Bade/Bommes (2004:9). 
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ausländischen Arbeitskräfte in großer Unsicherheit leben mussten, weil sie ja nicht 
damit rechnen konnten, dass ihre Arbeitsverträge verlängert werden würden. Auch 
aus dem Blickwinkel der Arbeitgeberseite stellte sich das Rotationsmodell als nicht 
optimal heraus, da neue „Gastarbeiter“ immer wieder eingeschult werden mussten, 
was zusätzliche Kosten auf der Unternehmerseite verursachte.20 De facto wurde das 
Rotationsmodell in Österreich in seiner Reinform nicht umgesetzt, wie im dritten 
Kapitel noch näher beschrieben wird. 
 
Als Anfang der 1970er Jahre die „Gastarbeiter“ begannen, ihre Familien 
nachzuholen, als deren Kinder plötzlich in Österreich zur Schule gingen und als 
Zeitungen mehr und mehr Berichte über die desolate Wohnsituation der 
ausländischen Arbeitskräfte publizierten, vermehrten sich auch die Diskussionen, ob 
eine Integration der „Gastarbeiter“ notwendig wäre. 
 
Die 3. Österreichische Konferenz für Sozialarbeit, abgehalten vom 16. bis 18. 
November 1971 in Wien, stand ganz im Zeichen der „Gastarbeiterproblematik“.21 
Die Konferenz wurde vom Österreichischen Komitee für Sozialarbeit einberufen, 
einem nach Eigenaussagen „überparteilichen, fachlichen Gremium“22, das damals 
neben Soziologen wie Ernst Gehmacher oder Leopold Spira vom Institut für 
empirische Sozialforschung auch Alfred Klose von der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft oder Kurt Prokop vom Österreichischen 
Gewerkschaftsbund zur Diskussion einlud. Vinzenz Balogh von der Diözese Linz 
hielt damals ein Referat über die gesellschaftliche Integration der „Gastarbeiter“. Für 
ihn stellte Integration einen Prozess dar,  
„der angefangen von bloßen physischen Dasein eines Fremden über eine stufenweise 
Anpassung bis zur vollkommenen Assimilation unendlich viele Phasen aufweist“23.  
Grob gesehen unterscheidet Balogh erstens „die wirtschaftliche bzw. betriebliche“, 
zweitens „die gesellschaftliche und soziale“ und drittens „die politische und 
                                                 
20 Vgl. Segal (1981:118). 
21 Diskurse rund um „Gastarbeiter“ waren in dieser Zeit stark problemzentriert.  
22 Vgl. URL: http://www.oeksa.at/wir_ueber_uns [18.06.2011]. 
23 Balogh (1972:69). 
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psychologische" Integration, an deren Ende die Assimilation der ausländischen 
Arbeitskräfte steht.24 In seinem Beitrag argumentiert er, warum die Integration von 
„Gastarbeitern“ für Österreich wichtig ist, nämlich aus wirtschaftlichen Gründen, 
damit die ausländischen Arbeitskräfte am Wirtschaftsprozess teilnehmen können 
undaus politischen Gründen, damit der soziale Frieden in Österreich gewährleistet 
ist. Er erwähnt jedoch in keiner Weise, aus welchen Gründen eine Integration für 
„Gastarbeiter“ von Vorteil wäre.25 Auf der anderen Seite, sieht er die 
Integrationsleistung primär bei den „Gastarbeitern“: 
„Natürlich hat sich in erster Linie nicht der Einheimische an die Gastarbeiter, sondern 
der Gastarbeiter an die Einheimischen anzugliedern.“26  
Er merkt jedoch an, dass die ausländischen Arbeitskräfte bei diesem 
„Eingliederungsprozess“ beispielsweise durch die Segregation am Wohnungsmarkt, 
die negative Einstellung der Österreicher oder die Gesetzgebung vielfach an einer 
Integration gehindert werden.27 
 
Auch bei der Enquete der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich 
und des Österreichischen Gewerkschaftsbundes am 26. November 1973 war die 
soziale Integration der „Gastarbeiter“ ein Thema. Im Mittelpunkt standen jedoch 
nicht alle „Gastarbeiter“, sondern nur jene, die Österreich längerfristig von Nutzen 
sein könnten:  
„Zur Vermeidung übermäßiger Kosten und nutzloser Aufwendungen wird es 
erforderlich sein, Kriterien für diese Auslese integrationswürdiger Gastarbeiter zu 
finden“28. 
Gemeint waren damit vor allem die Facharbeiter, die 1973 lediglich rund 10 Prozent 
aller ausländischen Arbeitskräfte in Österreich ausmachten.29 An dieser Aussage 
wird ersichtlich, dass sowohl bei der Rotation der ausländischen Arbeitskräfte wie 
                                                 
24 Vgl. Ebenda. 
25 Vgl. Balogh (1972:70). 
26 Balogh (1972:70). 
27 Vgl. Balogh (1972:70ff). 
28 Fürstenberg (1973:17). 
29 Vgl. Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:15). 
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auch bei deren notwendig gewordene Integration primär die wirtschaftlichen Vorteile 
für Österreich im Vordergrund standen. 
 
Ebenfalls 1973 erarbeitete der „Arbeitskreis für ökonomische und soziologische 
Studien“ in Wien Grundzüge einer Integrationstheorie. Sie ist deshalb von 
besonderer Bedeutung, da sich der „Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen“ in 
weiterer Folge auf sie berufen hat. Der Beirat arbeitete und arbeitet heute noch 
Studien und Gutachten zu wirtschafts- und sozialpolitischen Fragestellungen aus, die 
als einvernehmliche Empfehlungen der Sozialpartnerverbände an die 
Bundesregierung und an die übrigen Entscheidungsträger der Wirtschafts- und 
Sozialpolitik übermittelt werden.30 Da es in dieser Zeit von Seiten der Regierung 
noch keine formulierte „Ausländerpolitik“ in Österreich gab und sie de facto in den 
Händen der Sozialpartner lag,31 ist die Berufung der Sozialpartner auf diese Theorie 
von besonderer Bedeutung. Eben jener Bericht des „Beirats für Wirtschafts- und 
Sozialfragen“, der seit 1976 in gedruckter Form vorliegt, bildete laut Ernst 
Gehmacher die Grundlage für das Ausländerbeschäftigungsgesetz, das ab 1. Jänner 
1976 in Kraft trat.32  
Der „Arbeitskreis für ökonomische und soziologische Studien“ definiert Integration 
als Übernahme sozialer Wertordnungen und Normen durch Individuen; er sieht 
Integration als Angleichung an Lebensgewohnheiten der Mehrheitsgesellschaft – von 
der Sprache bis zu Konsum- und Freizeitverhalten. Dies sei nur möglich durch enge 
soziale Bindungen zur heimischen Bevölkerung.33 Die Köpfe des Arbeitskreises 
formulieren vier Stufen von Integration:34 Auf der ersten Stufe passt sich der 
„Gastarbeiter“ an seinen Arbeitsbereich an, auf der zweiten Stufe übernimmt die 
Person bereits österreichische Lebensmuster, auf der dritten Stufe verfügt das 
Individuum bereits über zahlreiche Kontakte zu Österreichern und als vierte und 
letzte Stufe benennt der Arbeitskreis die „völlige Angleichung“.  
                                                 
30 Vgl. URL: http://www.sozialpartner.at/beirat/beirat_mission_de.pdf [29.05.2011]. 
31 Vgl. Gehmacher (1978:158f); Matuschek (1985:180).  
32 Vgl. Ebenda, S. 159. 
33 Vgl. Arbeitskreis für ökonomische und soziologische Studien (1973:93ff). 




Rund zwei Jahre darauf diskutierte der „Beirat für Wirtschafs- und Sozialfragen“, 
wie soziale Konflikte vermieden werden können. Dabei stellte das Gremium 
Integrations- und Rotationsstrategien gegenüber:  
„Integrationsstrategien sind auf den Abbau der internen Spannungen im 
Immigrationssystem durch Eingliederung der ausländischen Arbeitskräfte auf 
verschiedenen sozialen Ebenen gerichtet, (…) Rotationsstrategien sind auf die flexible 
Steuerung der Entwicklung der internen Spannungen gerichtet, wobei durch ein 
ständiges Auswechseln der ausländischen Arbeitskräfte ohne deren Integration (…) 
Spannungsprozesse eher regulierbar und abbrechbar gemacht werden sollen.“35 
Wie erwähnt verfolgten die Entscheidungsträger die Rotationsstrategie, die soziale 
Spannungen eben nicht durch Assimilation, sondern durch die „Beibehaltung der 
Verschiedenheit bei Herabsetzung bis Ausschaltung der Konkurrenzierungschancen 
ausländischer Arbeitskräfte anstrebt“36. Der Beirat räumt jedoch ein, dass es beide 
Strategien in ihrer Reinformen in der Realität nicht gibt, und dass auch mit der 
Umsetzung der Rotationsstrategie Minimalanpassungen im Arbeitsbereich 
zugelassen werden müssen.37   
 
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass in Österreich eine Rotationsstrategie 
verfolgt wurde, die nur in geringem Ausmaß eine Integration der „Gastarbeiter“ 
vorsieht. Diese Haltung spiegelt sich auch im 1975 verabschiedeten 
Ausländerbeschäftigungsgesetz wieder. Ernst Gehmacher schrieb dazu 1977: 
„Das Gesetz schließt in seiner derzeitigen Form nur eine intensive Integrationspolitik 
aus, die den Zuwanderern viel früher das Recht auf Freizügigkeit und Erlangung 
politischer und sozialer Rechte (…) bieten müßte.“38 
 
Das Kapitel 3.2.5 gibt einen Überblick über die Integrationsmaßnahmen von Seiten 
der Sozialpartner, der Regierung und der Gemeinden. Dieser Überblick zeigt, dass 
die Integrationsmaßnahmen primär darauf ausgerichtet waren, den „Gastarbeitern“ 
                                                 
35 Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:39). 
36 Ebenda, S. 43. 
37 Vgl. Ebenda, S. 40. 
38 Gehmacher (1978:162); Siehe auch: Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:58). 
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einen möglichst konfliktfreien Aufenthalt in Österreich zu gewähren. Dies stimmt 
exakt mit den Überlegungen des Beirats überein. Darüber hinaus scheint eine 
Integration der „Gastarbeiter“ nur dann erwünscht, wenn sie für Österreich 
längerfristig von Nutzen sein könnten. 
 
2.3 Universalismus vs. Multikulturalismus 
Um einen Kontrast zu Österreichs Rotationsstrategie zu zeigen, soll hier kurz die 
schwedische Herangehensweise an die Thematik dargestellt werden. Prinzipiell 
beruhte die Immigrationspolitik in Schweden ab Anfang der 1970er Jahren auf vier 
Annahmen:39 
1. Die internationale Migration wird sich fortsetzen. 
2. Ein großer Teil der Migranten wird sich ständig in Schweden niederlassen. 
3. Einige Migranten werden jedoch auch zurückkehren, weshalb ihnen und ihren 
Kindern die Möglichkeit geboten werden muss, ihr kulturelles Erbe und ihre 
Kontakte zu ihrer Heimat aufrecht zu erhalten. 
4. Zuwanderer und schwedische Staatsbürger sind gleich zu behandeln. 
Parallel zu diesen Ansichten verfolgte Schweden ab Ende der 1960er Jahre eine 
restriktivere Zuwanderungspolitik, die eine Selektion der Einwanderer miteinschloss. 
Ein Argument dafür war, erörterte der finnische Migrationsforscher Altti Majava 
1978, dass die Migranten nur dann die gleichen ökonomischen und sozialen Vorteile 
wie die schwedische Bevölkerung genießen könnten, wenn die selektive 
Zulassungspraxis von potentiellen Zuwanderern aus nicht-nordischen Gebieten 
fortgesetzt werden würde.40  
Der schwedische Ethnologe Ake Daun sieht in diesem Streben nach Gleichheit von 
allen Menschen neben Konformität, Konfliktvermeidung und Modernität eine der 
vier wichtigen Charaktereigenschaften der „schwedischen Mentalität“.41 In Kapitel 
3.2.5 werden die schwedischen Integrationsmaßnahmen genauer erörtert. Nur so viel 
sei vorweg gesagt: Sie beruhten einerseits auf Vermittlung der Informationen, die für 
                                                 
39 Vgl. Majava (1978:191). 
40 Vgl. Majava (1978:190). 
41 Vgl. Daun (1996). 
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ein möglichst konfliktfreies Leben in Schweden notwendig sind - beispielsweise 
hatten die Migranten Zugang zu Schwedischkursen und Kursen über das politische 
und soziale System in Schweden. Auf der anderen Seite förderten die 
Entscheidungsträger die jeweilige Kultur, mitunter durch Sprachkurse in der 
Muttersprache der Zuwanderer, durch finanzielle Zuwendungen an Vereine, die von 
Einwanderern gegründet wurden oder durch die Förderung von fremdsprachigen 
Medien.  
Die Unterstützung von Einwandererkulturen und das damit verbundene Konzept des 
Multikulturalismus war jedoch bis Anfang der 1970er keine Selbstverständlichkeit in 
Schweden. Ende der 1960er Jahre entbrannte in der Tagespresse eine hitzige 
Diskussion, in der sich Anhänger des Universalismus und Anhänger einer 
multikulturellen Gesellschaft gegenüberstanden: 
„Universalists thought that no special attention should be given to ethnic diversity in 
Swedish immigrant policy. Instead, immigrants should be incorporated in the welfare 
programs already in place. Multiculturalists, on the contrary, advocated a more diverse 
immigrant policy, one that takes ethnic diversity into consideration.”42 
Bevor diese Debatte jedoch startete, hatten sich seit Mitte der 1960er Jahre bereits 
Schwedischkurse und ab 1968 auch Kurse in der Muttersprache für die Kinder der 
Migranten etabliert. Welcher Weg also eingeschlagen werden sollte, war zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht entschieden. Der Migrationsforscher David Schwarz bemerkt 
jedoch bereits 1972, dass sich die Debatte zugunsten eines multikulturalistischen 
Ansatzes verschob: 
„At first, it was seen as a foreigner’s problem, concerning themselves for the most 
part. Starting around 1968 schooling for immigrant children became an issue, and now 
we are beginning to see it as a classic minority issue.”43 
Spätestens ab Mitte der 1970er Jahre, als gesetzlich festgeschrieben wurde, dass 
Migranten frei wählen dürfen, ob sie ihre Kultur behalten, vertiefen und in ihr leben 
wollen44, wurde der Ansatz des Universalismus in der Öffentlichkeit als nicht mehr 
verhandelbar angesehen.45  
                                                 
42 Dahlström (2006:15). 
43 Schwarz, 1972, zit. nach Dahlström (2006:20). 
44 Sofern dies natürlich nicht der schwedischen Kultur entgegenstand. 




2.4 Hartmut Essers Theorie der Assimilation 
Für den Migrationsforscher Hartmut Esser gibt es verschiedene Ebenen, auf denen 
Assimilation stattfinden kann. Er unterscheidet prinzipiell drei Bezugsebenen in 
interethnischen Beziehungen, die nun in diesem Abschnitt erörtert werden. 
2.4.1 Die Sozial-Integration individueller Akteure in soziale Systeme allgemein 
Unter Sozial-Integration individueller Akteure wird deren Einbindung in bereits 
bestehende soziale Systeme verstanden. Esser unterscheidet dabei vier verschiedene 
Aspekte:46 1. Die Kulturation meint die Übernahme etwa von Wissen und Sprache. 
2. Unter Platzierung versteht Esser die Übernahme von Rechten, sowie die 
Einnahme einer jeweiligen Position am Arbeitsmarkt. 3. Bei der Interaktion geht es 
um die Aufnahme von sozialen Beziehungen. 4. Bei dem Aspekt der Identifikation 
geht es darum, dass das Individuum zum Beispiel Werte, Normen etc. der 
Aufnahmegesellschaft vertritt. 
Auf individueller Ebene können sich deshalb je nach Assimilationsgrad vier 
verschiedene Konstellationen ergeben:47 1. Marginalität liegt dann vor, wenn 
jegliche soziale Integration fehlt. 2. Bei der multiplen Inklusion geht es um die 
soziale Integration in beide Systeme – gerade diese Ebene gibt Anhaltspunkte für 
Überlegungen zu einer multikulturellen Gesellschaft. 3. Bei der individuellen 
Segmentation geht es um die soziale Integration in eine ethnische Gruppe und 4. Bei 
der individuellen Integration geht es um die soziale Integration in die 
Aufnahmegesellschaft, beispielsweise durch den Spracherwerb (kulturelle 
Assimilation), durch den Arbeitsplatz (strukturelle Assimilation), durch Kontakte zu 
Einheimischen (soziale Assimilation) oder durch die Identifikation mit dem 
Aufnahmeland (emotionale Assimilation).   
 
                                                 
46 Vgl. Esser (2004:46). 
47 Vgl. Ebenda. 
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2.4.2 Die sozialen Strukturen der Aufnahmegesellschaft 
 
Auf der zweiten Bezugsebene von Assimilation geht es bei Esser nicht mehr um 
individuelle Akteure, sondern um strukturelle Aspekte. Um diese Ebene besser 
erklären zu können, unterscheidet Esser zwischen sozialen Aggregaten (zum Beispiel 
Bildungsgruppierungen: individuelle Akteure werden hier anhand eines Merkmals zu 
einer Menge zusammengefasst) und sozialen Systemen (beispielsweise 
Organisationen, Gemeinden, Verwandtschaften). Ausgehend von diesen zwei 
Einteilungen spricht er von „sozialer Ungleichheit“ in Bezug auf die 
Unterschiedlichkeit und Varianz, wie soziale Aggregate zusammengesetzt sind. 
Andererseits verwendet er den Begriff der „sozialen Differenzierung“, wenn er die 
unterschiedlichen Ausprägungen der (Sub-)Systeme innerhalb einer Gesellschaft 
beschreibt.48 
Sowohl bei der „sozialen Ungleichheit“ wie auch bei der „sozialen Differenzierung“ 
gibt es in Essers Theorie horizontale und vertikale Dimensionen:49  
 
Dimensionen Soziale Ungleichheit Soziale Differenzierung 
Horizontal Andersartigkeit der Akteure 
(Lebensstile, Religion) 
Ein Nebeneinander 
verschiedener als gleichrangig 
angesehener, gesellschaftlicher 
„Segmente“ 
Vertikal Andersrangigkeit  
(Einkommen, 
Bildungsabschlüsse) 
Unterschiede in Macht, Prestige 
und Privilegien zwischen diesen 
Segmenten 
 
Eine vollkommene (gesellschaftliche) Assimilation würde zu einer Auflösung der 
Unterschiede führen. Praktisch ist das jedoch nie der Fall – Migranten behalten oft 
ihre kulturellen Gewohnheiten; Bildungsabschlüsse werden immer noch zum Teil 
                                                 
48 Vgl. Ebenda, S. 50. 
49 Vgl. Ebenda, S. 51f. 
22 
 
vererbt50; je nach Haltung der Aufnahmegesellschaft entscheidet man sich als 
Gruppe eher für die einheimische oder für eine ethnisch, religiös oder kulturell 
entsprechende Gruppe. 
 
Exkurs: Klärung des Begriffs Ethnie 
Da in weiterer Folge der Begriff „ethnisch“ noch öfters verwendet wird, möchte ich 
kurz auf die Definition von „Ethnie“ nach Max Weber eingehen, auf dessen Werke 
sich Esser in seinen Publikationen immer wieder bezieht.51 Weber versteht unter dem 
Begriff eine Menschengruppe, die aufgrund von Ähnlichkeiten des äußeren Habitus 
und/oder der Sitten und/oder der Erinnerungen an Kolonisation und Wanderung 
einen subjektiven Glauben an eine Abstammungsgemeinschaft hegt. Egal sei dabei 
laut Weber, ob objektiv eine Blutsgemeinschaft vorliegt oder nicht.52  
 
Wie weiter oben erwähnt kommt eine vollkommene gesellschaftliche Assimilation in 
der Realität nicht vor. Um die verschiedenen Konstellationen aus seiner Tabelle 
darzustellen, bildet Esser Kategorien. In Bezug auf die „horizontale ethnische 
Ungleichheit“ spricht er von „ethnischer Pluralsierung“. Das passiert wenn Akteure 
ihre kulturellen Eigenheiten beibehalten. Bei der „vertikalen ethnischen 
Ungleichheit“ spricht er von einer „ethnischen Schichtung“, wenn beispielsweise 
ethnische Bildungsungleichheiten bestehen bleiben. Wechseln wir in die Spalte der 
ethnischen Differenzierung: Umgelegt auf ethnische Gruppen, die sich 
beispielsweise in Vereinen organisieren, spricht Esser von einer „ethnischen 
Segmentation“: 
„Es ist die „Abspaltung“ einer ansonsten als gleichrangig angesehen ethnischen 
Gruppe als (relativ) autonome gesellschaftliche Untereinheit.“53  
                                                 
50 Vgl. URL: http://www.statistik.at/web_de/dynamic/presse/056158; URL: 
http://diepresse.com/home/bildung/schule/pflichtschulen/667065/Bildung_Wenig-Chancen-fuer-
Tuerken-der-2-Generation?from=simarchiv [23.06.2011].  
51 Vgl. beispielsweise Esser, Hartmut: Soziologie. Allgemeine Grundlagen, Campus Verlag, 
Frankfurt/Main, 1993. 
52 Vgl. Weber (2001:162ff). 
53 Ebenda, S. 52. 
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Gibt es für derartige Segmente von ethnischer Differenzierung eine vertikale 
Rangordnung, benützt Esser den Begriff ethnischen (Neo-)Feudalismus, der einem 
Kastensystem ähnlich ist.54 Mit diesem Begriff ist gemeint, dass sich Gruppen 
gegenüber anderen Gruppen anhand ihres Status abgrenzen, wie es beispielsweise 
zwischen den Schwarzen und Weißen in den USA der Fall war. In Bezug auf den 
Arbeitsmarkt kann das beispielsweise der Fall sein, wenn Einheimische bewusst oder 
unbewusst ausländische Arbeitskräfte trotz deren guter Ausbildung nur für weniger 
qualifizierten Jobs einstellen.55 Der Migrationsforscher August Gächter ist 
beispielsweise der Meinung, dass es in Österreich einen Trend gibt, 
„Einwanderinnen und Einwanderer unabhängig von ihrer Bildung entweder in gering 
qualifizierten Tätigkeiten oder gar nicht zu beschäftigen“56. Auch die 
Vermittlungsstrategien des Arbeitsmarktservice (AMS), klagt Gächter, zielen darauf 
ab, dass Ausländer möglichst schnell für Jobs eingesetzt werden, für die keine hohe 
Qualifikationen gefragt sind.57 
 
Exkurs: „Unterschichtung“ bei ehemaligen „Gastarbeitern“ in Österreich 
 
Besonders die Generation der „Gastarbeiter“ ist von „Unterschichtung“ betroffen. 
Jene Arbeitsmigranten wurden in einer Phase der Vollbeschäftigung nach Österreich 
geholt, um für Inländer wenig attraktive Arbeiten anzunehmen. Mangelnde 
Integrationsmaßnahmen und ihr eingeschränkter Zugang zu privilegierteren 
Arbeitsplätzen waren mitunter dafür verantwortlich, dass es innerhalb dieser Gruppe 
zu wenig sozialer Mobilität kam.58 2007 waren 83 Prozent der Türken als Arbeiter 
und 73,5 Prozent der Türkinnen als Arbeiterinnen beschäftigt, wovon lediglich ein 
Sechstel der Männer und fünf Prozent der Frauen als FacharbeiterInnen angestellt 
waren. Bei ehemaligen jugoslawischen Staatsangehörigen waren immerhin ein 
Viertel als Facharbeiter tätig, jedoch abermals nur fünf Prozent der Frauen als 
                                                 
54 Vgl. Ebenda.  
55 Vgl. Treibel (2008:181f). 
56 Gächter (2009:11). 
57 Ebenda, S. 25. 
58 Vgl. Fassmann (1992:104). 
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Facharbeiterinnen.59 Die Generation der „Gastarbeiter“ hat deshalb nicht nur ein 
höheres Armutsrisiko, sondern auch ein höheres Risiko durch die Zuwanderung 
unqualifizierter Arbeitskräfte arbeitslos zu werden.60 
 
2.4.3 Die System-Integration der Aufnahmegesellschaft als soziales Gebilde 
insgesamt 
 
Von der Integration individueller Akteure, über die Integration von Akteuren in ein 
soziales System kommt Esser zu seiner dritten Bezugsebene, wo Assimilation 
stattfinden kann: die System-Integration. System-Integration liegt dann vor, wenn 
sich ein soziales System als Gesamtheit integriert.61 Dieser Zustand ist nur dann 
möglich, wenn es einen gesellschaftlichen Zusammenhalt gibt und es keine Konflikte 
zwischen Teilen der Bevölkerung gibt.62 
Konflikte spielen sich jedoch sowohl in heterogenen als auch in homogenen 
Bevölkerungen auf Mikro-, Meso- und Makroebene ab. Wenn ein Österreicher mit 
seiner vietnamesischen Arbeitskollegin nicht zurecht kommt, spielt sich der Konflikt 
auf Mikroebene ab. Bekriegen sich serbische und bosnische Kulturvereine kommt es 
zu einem Konflikt auf Mesoebene. Gesellschaftlich am bedeutsamsten sind Konflikte 
auf der Makroebene. Sobald eine Personengruppe strukturell vom Staat diskriminiert 
wird, ihnen beispielsweise der Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt wird, ergeben 
sich system-desintegrative Konflikte. Esser argumentiert deshalb, dass die 
strukturelle Assimilation beispielsweise durch die Eingliederung speziell in die 
(primären) Arbeitsmärkte und die Kern-Institutionen der Aufnahmegesellschaft als 
die zentrale Bedingung für die System-Integration funktional differenzierter 
Gesellschaften mit ethnisch heterogenen Populationen angesehen werden muss.63 
Mit dieser Aussage macht Esser deutlich, dass nationalstaatliche, regionale und 
lokale Institutionen eine der wichtigsten Verantwortungen für ein konfliktfreies 
                                                 
59 Vgl. Fassmann/Reeger (2007:195). 
60 Vgl. Ebenda, S. 196f. 
61 Vgl. Esser (2004:53). 
62 Vgl. Ebenda. 
63 Vgl. Ebenda, S. 56. 
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Miteinander innerhalb einer heterogenen Bevölkerung haben. Anders als es oft 
öffentlich vonseiten der Parteien oder der Aufnahmegesellschaft propagiert wird, 
stellt Esser nicht primär die Integrations- beziehungsweise die Assimilations-
Anforderung an die Migranten. 
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3 Österreich und Schweden im Vergleich 
 
Österreich und Schweden haben wie andere westeuropäische Länder in den 1960er 
Jahren Arbeitsmigranten gezielt angeworben. Obwohl diese Phase der 
Arbeitsmigration männlich dominiert war, kamen ab Anfang der 1970er Jahre 
vermehrt auch Frauen, um in den jeweiligen Ländern zu arbeiten. In Österreich 
waren 1971 37 Prozent der jugoslawischen „Gastarbeiter“ Frauen und 13 Prozent der 
türkischen Arbeitsmigranten weiblich.64 Die Stadt Wien, beispielsweise, schloss 
1973 ein Abkommen mit dem philippinischen Arbeitsministerium über die befristete 
Beschäftigung von Krankenschwestern ab, worauf hin „einige hundert“ 
philippinische Krankenschwestern auch nach Wien kamen.65 In Schweden war das 
Geschlechterverhältnis hingegen relativ ausgeglichen. Insgesamt belief sich der 
Frauenanteil 1975 auf 47,8 Prozent. Es ist jedoch anzumerken, dass jene 
Arbeitsmigranten aus den Mittelmeerländern vor allem männlich waren.66 
 
In beiden Ländern hatten die Gewerkschaften einen maßgeblichen Einfluss auf 
politische Entscheidungen, Rekrutierungsmaßnahmen und auf die 
Integrationsmaßnahmen. Wie erwähnt verfolgten beide Länder eine völlig 
unterschiedliche Herangehensweise gegenüber den Arbeitsmigranten. Während 
Österreich auf ein „Rotationsprinzip“ baute – die „Gastarbeiter“ sollten kommen, 
arbeiten und wieder gehen, glaubten die schwedischen Entscheidungsträger daran, 
dass die Arbeitsmigranten kommen, arbeiten und bleiben werden. Dies hatte 
möglicherweise weitreichende Auswirkungen auf die Integration der 
Arbeitsmigranten in die jeweilige Aufnahmegesellschaft.  
 
In den nachfolgenden Abschnitten wird die Arbeitsmigrationsgeschichte in den 
1960ern und Anfang der 1970er Jahre in Österreich und in Schweden überblickshaft 
dargestellt. Anwerbungsstrategien, die Lebenssituation der Arbeitsmigranten sowie 
                                                 
64 Vgl. Korun (2004:70). 
65 Vgl. Pelger (2009:48). 
66 Vgl. Majava (1978:188). 
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der Anwerbestopp spielen darin eine Rolle. Es werden nicht alle thematischen 
Schwerpunkte im Kapitel über Österreich 1:1 auch im Kapitel über Schweden 
vorkommen, da ich aufgrund der Sprachbarriere für den Schwedenteil nur 
Sekundärliteratur in Englisch verwenden konnte. Die deskriptive Darstellung der 
Arbeitsmigration im Untersuchungszeitraum in Österreich und Schweden wird 
jedoch ausführlich genug sein, damit ein Vergleich zwischen den beiden Ländern 
möglich ist.  
 
3.1 Österreich 
Der Wirtschaftsaufschwung in Österreich setzte – verglichen mit Deutschland oder 
der Schweiz – verzögert ein. In den strukturschwachen Bundesländern Burgenland, 
Steiermark und Kärnten gab es in den 1950er Jahren viele Arbeitslose. 1952 wurde 
der freie Arbeitsmarktzugang für die „Volksdeutschen“67 eröffnet.68 Während andere 
Staaten wie etwa Schweden bereits Arbeitnehmer in Westdeutschland, den 
Niederlanden und Italien rekrutierten,69 konnte Österreich noch aus dem oben 
genannten Arbeitskräftereservoir schöpfen. 
 
3.1.1 Das Ausländerbeschäftigungsgesetz 
 
Bis am 1. Jänner 1976 das neue Ausländerbeschäftigungsgesetz in Kraft trat, galt für 
die Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte die „Verordnung über ausländische 
Arbeitnehmer“ vom 23. Jänner 1933. Diese von Österreich 1941 übernommene 
reichsdeutsche Verordnung ist in ihrer tatsächlichen Form nach dem Zweiten 
Weltkrieg de facto nicht mehr angewendet worden. Stattdessen regelten die als 
Verordnung zu wertenden Erlässe des „Bundesministeriums für soziale Verwaltung“ 
                                                 
67 Als „volksdeutsch“ werden seit 1933 jene Personen bezeichnet, die ihrer Herkunft nach Deutsche 
waren, aber in anderen Staaten mit einer nicht-deutschen Staatsangehörigkeit lebten (Vgl. 
Kochanowski/Sach 2006:9). Die Definition der „Volksdeutschen“ gewann ihre Bedeutung in den 
folgenschweren Um- und Rücksiedlungsaktionen des NS-Regimes (Vgl. Schmitz-Berning 1998:651). 
68 Vgl. Perchinig (2010:144). 
69 Vgl. Parusel (2009:2). 
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aus den Jahren 1946, 1948 und 1951 die Ausländerbeschäftigung.70 Am 18. 
Dezember 1959 leitete der Verfassungsgerichtshof die Debatte um das 
österreichische Ausländerbeschäftigungsgesetz ein, indem er eben diese drei Erlässe 
als verfassungswidrig aufhob und die Gesetzgeber aufforderte die Materie neu zu 
regeln.71 
 
3.1.2 Die Rolle der Sozialpartner 
 
Für die Ausländerbeschäftigungspolitik in Österreich zählten in erster Linie die 
Interessensvertretungen der Unternehmer, die Wirtschaftskammer (damals: 
Bundeswirtschaftskammer, BWK), und der Arbeitnehmer, der Österreichische 
Gewerkschaftsbund (ÖGB) sowie die Arbeiterkammer (damals: der 
Arbeiterkammertag, AK), neben der Regierung zu den wichtigsten politischen 
Akteuren. Das Bundesministerium für soziale Verwaltung, das in diesem Bereich 
eigentlich eine Schlüsselinstanz hätte sein sollen, war laut der Soziologin Helga 
Matuschek hauptsächlich eine  
„Vermittlungsinstanz, das seinen Verwaltungsapparat zur Verfügung stellen, die 
Interessen der Sozialpartner mit anderen staatlichen Einrichtungen wie Innen- und 
Außenministerium koordinieren mußte, damit diese im Sinne der Ziele der 
Sozialpartner die Grenzkontrollen, die Erteilung von Sichtvermerken und die 
Anwerbungen durchführen“72.   
Auch Ernst Gehmacher vertrat 1977 die Meinung, dass es sich keine österreichische 
Regierung leisten könnte, sich gegen den Konsens der Sozialpartner zu stellen.73 Ein 
Beispiel hierfür ist die Akzeptanz der Regierung gegenüber der von den 
Sozialpartnern autonom beschlossenen Anzahl der Kontingente. Die Sozialpartner 
einigten sich jedes Jahr auf die Anzahl, wie viele „Gastarbeiter“ nach Österreich 
kommen dürfen – die Regierung stellte sich dem nie quer.74  
                                                 
70 Vgl. Wollner (1996:26f). 
71 Vgl. Ebenda, S. 35. 
72 Matuschek (1985:180). 
73 Vgl. Gehmacher (1978:164). 
74 Vgl. Matuschek (1985:180). 
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Das neo-korporatistische System in Österreich geht zurück auf die 1930er Jahre, 
etablierte sich de facto jedoch erst nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Politikwissenschaftler wie Emmerich Tálos sehen die tatsächliche 
Institutionalisierung der Sozialpartnerschaft erst Ende der 1950er Jahre, Anfang 
1960er Jahre, die unter anderem mit der Gründung der Paritätischen Kommission für 
Lohn- und Preisfragen 1957 eingeleitet wurde. Die Paritätische Kommission – einst 
als Übergangsinstrument und ohne gesetzliche Grundlage geschaffen – entwickelte 
sich zu einem der wichtigsten Instrumente der Sozialpartner.75 In dieser Zeit wurde 
die Kooperation zwischen den Interessensorganisationen mit Zustimmung der 
Regierung ausgebaut und die Beteiligung am politischen 
Entscheidungsfindungsprozess in den Bereichen Wirtschaft und Sozialpolitik 
vertieft. Auslöser dafür waren mitunter die wirtschaftlichen und politischen 
Probleme, die für diese Zeit kennzeichnend waren.76 
 
3.1.3 Das Raab-Olah-Abkommen 
 
1960 arbeitete das Sozialministerium mit den Gewerkschaften einen Gesetzesentwurf 
aus, der das alte Ausländerbeschäftigungsgesetz ersetzen sollte. Er war in dem Tenor 
geschrieben, dass der Arbeitsmarkt den österreichischen Staatsbürgern vorbehalten 
war und Auslandsarbeitskräfte nur in spezifischen Bedarfsfällen rekrutiert werden 
sollten.  
„Die von Winter und Saisonarbeitslosigkeit betroffenen Arbeitnehmer stellten neben 
‚schwer vermittelbaren Personen‘ wie älteren Arbeitnehmern, körperlich und seelisch 
Behinderten, Schwangeren und Müttern mit kleineren Kindern sowie ‚nichtrationell 
eingesetzten Arbeitskräften‘ in den Augen der Arbeitnehmerorganisationen eine ‚stille 
Arbeitskraftreserve‘ dar.“77  
Die BWK, auf der anderen Seite, setzte sich schon seit Mitte der 1950er Jahre für 
eine Liberalisierung des Arbeitsmarktes ein und kritisierte die Vorschläge massiv. 
Der ÖGB hielt der vollkommenen Liberalisierung entgegen, dass man sich an dem 
                                                 
75 Vgl. Tálos (2005:189f). 
76 Vgl. Ebenda. 
77 Wollner (1996:21). 
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Rotationsmodell der Schweiz orientieren könne, das gesetzlich regelte, dass 
ausländische Arbeitskräfte nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses wieder in ihr 
Herkunftsland zurückkehren.78 Die Verhandlungen über den Gesetzesentwurf 
scheiterten; der Ruf nach zusätzlichen Arbeitskräften verstummte jedoch wegen dem 
Konjunkturaufschwung nicht. Zusätzliche kam dazu, dass immer mehr Österreicher 
lukrativere Arbeitsplätze im Ausland annahmen. Bereits Mitte der 1960er Jahre 
arbeiteten 200.000 Österreicher im Ausland.79 Bei einer geheimen Sitzung im 
Dezember 1961 einigten sich die Präsidenten der Bundeswirtschaftskammer, Julius 
Raab, und des Gewerkschaftsbundes, Franz Olah, auf das nach ihnen benannte Raab-
Olah-Abkommen, das unter anderem die Zulassung von 47.000 ausländischen 
Arbeitskräften als Kontingent und ohne Einzelverfahren sicherstellen sollte – 
Unternehmen mussten also nicht nachweisen, dass für den bestimmten Arbeitsplatz 
keine inländischen Arbeitskräfte gefunden werden konnte. Zusätzlich verhandelten 
die Sozialpartner in dem Abkommen, dass die ausländischen Arbeitskräfte nach dem 
Ablauf der befristeten Arbeitsverträge auch wieder in ihr Herkunftsland 
zurückkehrten. Auch wurde darin festgeschrieben, dass In- und Ausländer in Lohn- 
und Arbeitsfragen gleichgestellt sind.80 
„The Raab-Olah-Agreement is normally regarded as the cornerstone of the Austrian 
recruitment policy. However, from a different perspective it could be argued that it 
only formalized developments that were already under way.”81 
Bereits im Frühjahr 1961 setzte der ÖGB in den Bereichen Bauwesen, 
Holzverarbeitung und Fremdenverkehr im Alleingang Kontingente für die 
Ausländerbeschäftigung fest. Im Alleingang deshalb, weil die BWK eine 
Kontingentenlösung ablehnte – sie präferierte schließlich einen deregulierten 
Arbeitsmarktzugang. Kennzeichnend für die Regelungen des ÖGB waren für 
ausländische Arbeitskräfte restriktive Vorschriften; auch galt allgemein, dass die 
Betriebe nur „Gastarbeiter“ aus Italien, der Schweiz, Deutschland und Jugoslawien 
anwerben dürfen.  
                                                 
78 Vgl. Perchinig (2010:144f). 
79 Vgl. Pelger (2009:40). 
80 Vgl. Wollner (1996:17); Perchinig (2010:145); Mayer (2009:30f). 
81 Mayer (2009:31). 
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„Insbesondere sind Griechen und Spanier nicht einbezogen. Der Grund hierfür liegt 
vor allem darin, daß das Bundesministerium für Inneres die größten Schwierigkeiten 
hat, wenn notwendig, den Abschub von unerwünschten Ausländern aus diesen 
Ländern durchführen zu können.“82  
Warum sich die Abschiebung von Griechen und Spanier als derart kompliziert 
erweisen könnte, und gerade diese Nationalitäten deshalb explizit erwähnt wurden, 
führt Wollner in ihrer Diplomarbeit über die sozialpartnerschaftliche Regulierung der 
Ausländerbeschäftigung nicht weiter aus. Dieser Aspekt muss noch erforscht werden, 
jedoch könnte einer der Gründe sein, dass die „Rückführung“ von Arbeitsmigranten 
aufgrund der politischen Situation in den Ländern als nicht gesichert betrachtet 
wurde. Sowohl in Spanien unter der Führung von Francisco Franco als auch in 
Griechenland ab 1967 unter der Führung von Georgios Papadopoulos herrschten 
Militärdiktaturen. 
 
Wie weiter oben erwähnt, hat sich der ÖGB stets dafür eingesetzt, dass nicht mehr 
beschäftigte Auslandsarbeitskräfte in ihr Heimatland zurückkehren müssen; auch 
bestand der ÖGB darauf, dass vor dem Abbau von Inlandsarbeitskräften 
Auslandsarbeitskräfte abgebaut werden müssten und während eines Streiks 
ausländische Arbeitskräfte nicht beschäftigt werden dürften. Jene Arbeitgeber, die 
sich in den vergangenen zwei Jahren nicht an diese Regelungen gehalten hätten, 
würden keine Beschäftigungsbewilligung mehr bekommen. Die Kontrolle darüber 
lag bei den Arbeits- und Landesämtern.83 
 
Exkurs: Der „Erfolg“ einer der ersten Anwerbeaktionen 
 
Im Sommer 1961 kam es zu ersten Anwerbungen für die Bauwirtschaft, vor allem in 
Italien. Ungefähr 1.800 Menschen von den vereinbarten 7.300 Personen kamen nach 
Österreich.84 August Gächter vermutet, dass der Grund für die geringe Anzahl der 
ausländischen Arbeitskräfte nicht geringer Bedarf war, sondern die Unerfahrenheit 
                                                 
82 Wollner (1996:62). 
83 Vgl. Wollner (1996:61). 
84 Gächter/Recherchegruppe (2004:34). 
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jener Unternehmen.85 Ein zweiter Grund für den geringen Erfolg auch 
darauffolgender Anwerbeaktionen waren die gut funktionierenden Anwerbestellen  
der Schweiz und Deutschlands. Die BRD hatte beispielsweise schon 1955 ein 
Anwerbeabkommen mit Italien abgeschlossen.86 Auch könnte das niedrige 
Lohnniveau in Österreich ausschlaggebend gewesen sein. Österreich lag in Bezug 
auf sein Lohnniveau an vorletzter Stelle innerhalb der europäischen 
Industriestaaten.87 
 
3.1.4 Die Kontingentenvereinbarung 
 
Da sich die Regierung und die Sozialpartner zu diesem Zeitpunkt noch nicht auf ein 
Ausländerbeschäftigungsgesetz einigen konnten, beschlossen die Sozialpartner ab 
Anfang 1962 eine jährliche Festsetzung von Kontingenten, die je nach Bundesland 
und Industrie genau festgesetzt wurden:  
„In 1963, this splitting of contingents according to industries and states resulted in 176 
different contingents, 30 of which established numbers of less than ten workers and 
another 25 defined numbers between eleven and 25. Only six contingents allowed for 
more than 1,000 workers to be employed on that basis. (…) During the entire period 
of the practice, this system of contingents worked without a basis in law.“88  
Dass die Kontingente ohne jegliche gesetzliche Basis festgesetzt wurden, 
verdeutlicht einmal mehr den großen Einfluss der Sozialpartner. Mit der 
Genehmigung der Kontingente einigten sich die Sozialpartner auf bestimmte 
Regelungen:89 
- Im Fall einer Ausweisung der „Gastarbeiter“ dürfen keine Mehrkosten für das 
Innenministerium entstehen. 
- Bevor Auslandsarbeitskräfte nach Österreich kommen, müssen sie eine 
medizinische Untersuchung durchlaufen. 
                                                 
85 Vgl. Gächter (2008:4). 
86 Wollner (1996:74). 
87 Vgl. Matuschek (1985:165). 
88 Mayer (2009:31f). 
89 Vgl. Mayer (2009:32). 
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- Da die Kontingente nur für ein Jahr fixiert sind, dürfen auch die 
Arbeitsverträge nicht länger als ein Jahr gelten. 
- Während Streiks dürfen Auslandsarbeitskräfte nicht anstelle von 
Inlandsarbeitskräften eingestellt werden. 
- Bevor eine Inlandsarbeitskraft entlassen wird, muss eine Auslandsarbeitskraft 
entlassen werden. 
- Beschäftigungsgenehmigungen für Auslandsarbeitskräfte werden nur an jene 
Betriebe vergeben, die auch eine Unterbringung der „Gastarbeiter“ 
gewährleisten können. 
- Auslandsarbeitskräfte bekommen das gleiche Gehalt wie Inlandsarbeitskräfte 
und müssen unter den gleichen Arbeitsbedingungen arbeiten können. 
- In der Bauindustrie dürfen höchstens 50 Prozent der Arbeiter aus dem 
Ausland kommen.  
Im Laufe der Zeit wurden die Kontingente stetig aufgestockt. Waren es Anfang der 
1960er Jahre noch zwischen 36.000 und 48.000, erreichte das Kontingent seinen 
Höhepunkt 1974. In diesem Jahr war es theoretisch möglich, dass 162.789 Migranten 
einen Arbeitsplatz in Österreich bekommen können.90 Laut Helga Matuschek wurden 
die Kontingente „ohne gesetzliche Grundlage als neues Instrument zur Regulierung 




Während der ÖGB für die Kontrolle der Ausländerbeschäftigung in Österreich 
zuständig war, organisierte die BWK die offizielle Anwerbung von Arbeitskräften im 
Ausland. Am 2. Mai 1962 wurde das erste Anwerbeabkommen mit Spanien 
abgeschlossen – es blieb jedoch praktisch ohne Erfolg.92 Bereits im Februar 1962 
wurde auch die „Arbeitsgemeinschaft für die Anwerbung ausländischer 
Arbeitnehmer“ (AG) von der BWK ins Leben gerufen und vom Sozialministerium 
                                                 
90 Vgl. Mayer (2009:32f). 
91 Matuschek (1985:166). 
92 Vgl. Gächter/Recherchegruppe (2004:34); Mayer (2009:33). 
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genehmigt. Sie war für die Abwicklung der Anwerbung zuständig und arbeitete eng 
mit der österreichischen Außenhandelsstelle in Istanbul und mit lokalen 
Arbeitsämtern in Jugoslawien zusammen.93 Bereits bevor Anwerbeabkommen mit 
der Türkei (1964) und mit Jugoslawien (1966) abgeschlossen wurden, war es für die 
Betriebe möglich, in diesen Ländern Arbeitskräfte zu rekrutieren.  
„The recruitment treaties make a good case for the claim that formal regulations do 
not necessarily precede migration developments. On the one hand, the number of 
Spanish citizens working in Austria remained insignificant (…). On the other hand, 
official recruitment in Turkey had already begun some two years before the signing of 
the treaty (…).”94 
Gleichzeitig mit den Anwerbeabkommen wurden Sozialversicherungsabkommen 
abgeschlossen. Im Vergleich zur Türkei und Spanien hatte Jugoslawien die stärkste 
Verhandlungsposition inne und handelte aus, dass die Regierung die 
Arbeitsmigration durch Verbote und Verordnungen umfangreich regulieren konnte. 
Anders als die zwei erstgenannten Länder konnte Jugoslawien beispielsweise 
mitentscheiden, welche Arbeitskräfte das Land verließen und verbot die private 
Anwerbung durch Betriebe von Anfang an. In der Türkei hingegen durften 
Familienangehörige einer Arbeitskraft, die bereits in Österreich tätig war, sogar 
namentlich angeworben werden.95 
 
3.1.6 Visafreiheit – die Ära der „Touristenbeschäftigung“  
 
Im Vergleich zu den abgeschlossenen Anwerbeabkommen war die Visafreiheit für 
„Touristen“ aus der Türkei und Jugoslawien viel wichtiger für die Fortsetzung und 
den Ausbau des „Gastarbeiterwesens“. Auch die „Arbeitsgemeinschaft für die 
Anwerbung ausländischer Arbeitnehmer“ der BWK verlor mit zunehmender Zeit 
wegen der „Touristenbeschäftigung“ an Bedeutung.96 Bereits seit 1955 konnten sich 
türkische Staatsbürger ohne Visa bis zu drei Monate in Österreich aufhalten. Zehn 
                                                 
93 Vgl. Bakondy (2010:68). 
94 Mayer (2009:33). 
95 Vgl. Wollner (2010:83ff); Matuschek (1985:171). 
96 Vgl. Wollner (1996:70). 
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Jahre später erfolgte die gleiche Vereinbarung mit Jugoslawien. Die Visafreiheit 
ermöglichte den ausländischen Arbeitskräften einerseits, dass sie drei Monate lang in 
Österreich eine Arbeit suchen konnten und andererseits, dass privat angeworbene 
Arbeitskräfte ohne weiteres einreisen konnten. Unternehmen und Migranten, die 
bereits in Österreich arbeiteten, rekrutierten deren Verwandte und Freunde und 
umgingen dabei die Anwerbestellen.97 Während die neu gewonnenen Arbeitskräfte 
schon zu arbeiten begannen, wurde ein Visum und eine Beschäftigungsbewilligung 
beantragt, die während der Hochkonjunktur großzügig erteilt wurden. Die 
sogenannte „Touristenbeschäftigung“ wurde von der Wirtschaftskammer immer 
wieder öffentlich oder bei informellen Sitzungen verteidigt.98 Zwischen 1963 und 
1974 kletterte die Zahl der ausländischen Arbeitskräfte von 21.500 auf 222.32799 – 
die Mehrzahl war über die sogenannte „Touristenbeschäftigung“ nach Österreich 
gekommen.100  
„In 1965 approximately half of the net-labor migration was due to recruitment efforts; 
in 1967, only one out of eight labor immigrants had been recruited through official 
procedures. Especially from the 1970s and onwards, official recruitment concentrated 
on workers from Turkey, while Yugoslav citizens were obliged to seek less official 
ways.”101  
Dass lediglich 12 Prozent aller „Gastarbeiter” im Jahr 1973 aus der Türkei kamen, 




Da sich der empirische Teil ausführlicher mit den Vorstellungen der Sozialpartner 
sowie in Teilen auch der Regierungsparteien in Bezug auf die Notwendigkeit von 
einer Integration der „Gastarbeiter“ auseinandersetzt, soll hier nur überblicksmäßig 
dargestellt werden, in welchen Verhältnissen die ausländischen Arbeitskräfte in 
                                                 
97 Vgl. Bauböck/Perchinig (2003:7). 
98 Vgl. Gächter (2008:5). 
99 Fassmann (1992:101). 
100 Vgl. Pelger (2009:41). 
101 Mayer (2009:34) 
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Österreich lebten und welche Integrationsmaßnahmen von Seiten der Führungskräfte 
gesetzt worden sind. 
 
3.1.7.1 Arbeitssegmente der „Gastarbeiter“ 
Ausländische Arbeitskräfte nach dem Herkunftsland:102 
Jahr BRD Italien Jugosl. Spanien Türkei Sonst. Insg. 
1964 4.463 2.485 9.782 1.176 5.986 4.151 37.300 
1973 5.770 1.710 178.134 291 26.692 14.204 226.801 
1975 5.947 1.464 141.199 265 27.026 15.110 191.011 
 
Ausländische Arbeitskräfte nach Wirtschaftsbranchen:103 
In Prozent 1964 1973 1975 
Land- und Forstwirtschaft 4,3 1,5  1,8 
Industrie und Gewerbe 84,5 74,2 68,2 
Dienstleistungen 11,1 24,3 30,0 
 
In den in der Tabelle angeführten Branchen sind die „Gastarbeiter“ vor allem als 
einfache Hilfsarbeiter angestellt worden. Die typischen „Ausländerarbeitsplätze“ 
sind bedingt durch Lärm, Schmutz und oftmals auch durch giftige Dämpfe. Die 
Tätigkeit ist geprägt von schwerer körperlicher Anstrengung, Monotonie und 
Zeitdruck. Nacht- und Schichtarbeit sowie laufende Überstunden gehören zum Alltag 
der „Gastarbeiter“. Obendrauf erhalten Arbeitskräfte in diesem Sektor normalerweise 
keine betriebsspezifische Ausbildung und bleiben dadurch auswechselbar104, was 
theoretisch dem Rotationsmodell sehr entgegenkommt. Wer jedoch auf seinem 
Arbeitsplatz bleiben konnte, was für die meisten „Gastarbeiter“ in dieser Zeit galt, 
hatte praktisch kaum Möglichkeiten in einen besser gestellten Arbeitsplatz 
                                                 
102 Vgl. Fassman (1992:101). 
103 Vgl. Pelger (2009:48). 
104 Vgl. Ebenda, S. 49. 
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beziehungsweise in eine höhere Position zu wechseln. Dies bestätigte auch das 
Institut für Arbeitsmarktpolitik, in dem unter anderem die Präsidenten der 
Sozialpartner im Vorstand saßen. Es prognostizierte 1972:  
„Da für ausländische Arbeitskräfte in Österreich keine generelle Freizügigkeit 
(hinsichtlich des Berufs- und Arbeitsplatzwechsels) herrscht, läßt sich für eine 
Vorausschätzung ableiten, daß auch künftig ausländische Arbeiter Tätigkeiten 
ausüben müssen, für die sich keine österreichischen Arbeitskräfte finden. Das werden 
Tätigkeiten sein, die von Österreichern gemieden werden, weil sie zu schlecht bezahlt, 
zu mühevoll oder mit sehr geringem Sozialprestige versehen sind.“105 
3.1.7.2 „Integrationsmaßnahmen“ – ein Überblick 
Wie erwähnt war die österreichische „Gastarbeiterpolitik“ aufgrund des 
Rotationsmodells nicht darauf ausgerichtet, Integrationsmaßnahmen zu setzen. 
Schwierigkeiten am Arbeitsplatz, im alltäglichen Zusammenleben oder aber auch auf 
den Straßen haben die Sozialpartner und Politiker – besonders auf Gemeindeebene – 
dazu bewogen, Aufklärungsmaterial und Beratungsinstitutionen anzubieten. Hier soll 
nur ein kleiner Auszug der Maßnahmen vorgestellt werden. 
 
Ab 1970 gab beispielsweise die Industriellen Vereinigung die erste serbokroatische 
Zeitung Nas List in einer Auflage von 15.000 Stück heraus.106 Um die Jahreswende 
1971/72 gründete die Stadt Wien gemeinsam mit den Sozialpartnern den „Fonds zur 
Beratung und Betreuung von Zuwanderern“ (Kurzfassung: Zuwanderer-Fonds), der 
sich „künftig den Problemen der Zuwanderung und ihrer Lösung zuwenden 
sollte“107. Das Ziel des Zuwanderer-Fonds war es „Zuwanderer durch 
Beratungstätigkeit und Informationen“ zu fördern und jene „Maßnahmen zu setzen, 
die die Zuwanderung erleichtern“108. Besonders die Zuwanderung von Familien, 
Frauen und Kindern machte eine tiefergehende Beratung notwendig, auf die im 
Kapitel 4.4.3 noch näher eingegangen wird. 
 
                                                 
105 Peter (1972:45). 
106 Vgl. o.V.: „Nas List“ wurde Erfolgsblatt, in: Die Presse, 11.07.1974. 




Ab 1972 berichtete der ÖGB in eigenen mehrsprachigen Broschüren (Deutsch-
Serbokroatisch/Türkisch) über Kranken-, Unfall- und Arbeitslosenversicherung, 
Familienbeihilfe, Betriebsräte und Gewerkschaften. Zusätzlich entstanden zwei 
Filme über Unfallverhütung, die den Betrieben zur Verfügung gestellt wurden. Im 
Sommer des gleichen Jahres teilte das Kuratorium für Verkehrssicherheit 17.000 
Handzettel und Plakate in Serbokroatisch, Türkisch und Slowenisch aus, die der 
Verkehrserziehung von „Gastarbeitern“ dienen sollen. Auch die Bundesinnung der 
Baugewerbe gab zweisprachige Taschenlexika heraus, die die Verständigung auf 
Baustellen erleichtern sollen. Es ging in all diesen Materialen nicht nur um „simple 
Informationsvermittlung“,  
„sondern – mehr oder weniger explizit – um Erziehung und Disziplinierung, um 
Anpassung an die herrschenden Verhaltensnormen – nicht selten gekoppelt mit tief 
sitzenden ethnischen Ressentiments“109. 
An diesem Material tritt die bedenkliche Einstellung der Autoren zutage, 
beziehungsweise die vorherrschende Meinung der Institutionen, die die Broschüren 
zur Verfügung stellten. Dies waren jedoch keine Einzelmeinungen, sondern sie 
wurden durchaus von einer breiten Masse der Gesellschaft vertreten. Die 
Meinungsumfrage des „Instituts für empirische Sozialforschung“ (IFES) über die 
Einstellung der Österreicher gegenüber den „Gastarbeitern“ ergab 1974 
beispielsweise, dass die „Gastarbeiter“  zwar als „anständige, aber eher primitive und 
schmutzige Menschen beurteilt“110 wurden. 
 
Während das oben genannte Informationsmaterial primär den Sinn hatte, die 
„Gastarbeiter“ zu informieren, dienten Zeitungen wie die türkischsprachige Yanki 
vom Wiener Zuwanderer-Fonds (gegründet 1972) oder die serbokroatische Danas 
(gegründet 1973)111 auch dazu, die „Gastarbeiter“ zu unterhalten. Die 
Sozialwissenschaftler Ljubomir Bratic und Simon Inou weisen in ihrer Arbeit 
„Medien von und für Migrantinnen in Österreich“ darauf hin, dass die Förderung der 
jeweiligen Kultur politisches Kalkül hatte: Indem man die Identität der 
                                                 
109 Payer (2004:14). 
110 Glattauer, Herbert O.: Gastarbeiter sind nun besser angeschrieben, in: Kurier, 25.10.1974. 
111 Vgl. Ebenda. 
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„Gastarbeiter“ durch Medien, Feste etc. bestärkte, wollte man die Verwurzelung mit 
dem Heimatland und somit die Rückkehr ins Heimatland unterstützen.112 Auf diesen 
Aspekt komme ich ausführlicher in Kapitel 4.4.3 zu sprechen. 
3.1.7.3 Wohnsituation 
Die räumliche Verteilung der „Gastarbeiter“ in Wien ähnelte jener der tschechischen 
Minderheit um 1900. Die Menschen ließen sich insbesondere in gürtelnahmen 
Bereichen des 15., 16. und 17. Bezirks sowie in Teilen des 2., 5., 10. und 20. Bezirks 
nieder. Im Vergleich zu anderen Großstädten bildeten sich in Wien keine Ghettos.113 
Eine Vereinbarung zwischen der BWK und dem ÖGB regelte, dass die Arbeitgeber 
den ausländischen Arbeitskräften Quartiere zur Verfügung stellen müssen. Vor allem 
Großbetriebe stellten eigene „Gastarbeiterheime“ zur Verfügung. 114 Ein Beispiel 
dafür ist das „Gastarbeiterheim“ der Steyr-Daimler-Puch AG, das im Dezember 1970 
eröffnet wurde. Um 200 Schilling (umgerechnet rund 15 Euro) monatlich pro Person 
konnten die Arbeiter der Steyrwerke dort zu dritt in einem Zimmer leben.115 In vielen 
Fällen wurden jedoch völlig überteuerte Zimmer oder überhaupt keine Quartiere 
angeboten, weshalb die „Gastarbeiter“ auf andere Unterkünfte ausweichen mussten. 
Die „Gastarbeiter“ lebten nahezu ausschließlich in alten Häusern, völlig überfüllten 
Wohnungen, wo Gemeinschaftsbäder und -toiletten am Gang geteilt wurden. 
„Die Unterkünfte werden u. a. als Elendsbaracken, als trübselig und verwahrlost, 
desolat und stallähnlich bezeichnet.“116  
Zusätzlich verstärkte der Mangel an Unterkünften am Wohnungssektor die 
angespannte Situation – viele machten daraus ein gutes Geschäft und vermieteten ein 
Bett an mehrere Leute. Nach einem Turnussystem teilten sich die Menschen die 
                                                 
112 Vgl. Bratic, Ljubomir / Inou, Simon: Medien von und für Migrantinnen und Migranten in 
Österreich (2008), online im WWW unter URL: http://www.m-media.or.at/files/ 
Migranten_Medien_Reader.pdf [18.02.2011]. 
113 Vgl. Payer (2004:4f); Pflegerl (1977:65). 
114 Vgl. Hofstetter, Erich: Ausländische Arbeitskräfte: Ist die Grenze erreicht?, in: Arbeit und 
Wirtschaft, November 1973, S. 57. 
115 Vgl. o.V.: Steyr: Gastarbeiterheim eröffnet 200-S-Miete pro Werkswohnung, in: 
Oberösterreichische Nachrichten, 03.12.1970. 
116 Pflegerl (1977:64). 
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Schlafstätte.117 Viele „Gastarbeiter“ waren aber auch als Hausbesorger tätig, da 
immer weniger Inländer dazu bereit waren, diesen Job zu übernehmen. Geringe 
Verdienstmöglichkeiten, geringes Prestige und die schlechte Beschaffenheit der 
Dienstwohnungen machten den Beruf wenig attraktiv. Für die „Gastarbeiter“ war es 
jedoch eine Chance gratis in Wohnungen unterzukommen. 1973 gab es bereits 6000 
ausländische Hausmeister, zehn Jahre später wohnte rund ein Drittel der 
ausländischen Arbeitskräfte in Wien in sogenannten Hausmeisterwohnungen.118 
 
Der Migrationsforscher Heinz Fassmann sieht die Inkaufnahme schlechter Quartiere 
als Indiz für die Motivation der ersten „Gastarbeitergeneration“ – 
„Einkommensmaximierung bei gleichzeitiger Minimierung der 
Aufenthaltskosten“119. Der Wunsch das hierzulande verdiente Geld zu sparen und in 
die Heimatländer zu schicken, scheint sich mit der Vorstellung der Politiker und 
Sozialpartner, die ausländischen Arbeitskräfte nur als „Gäste“ verstehen, zu decken. 
Auch Reinhold Deußner, der sich 1979 mit der sozioökonomischen Situation 
jugoslawischer Arbeitnehmer in Wien auseinandergesetzt hat, fand bei seiner 
Untersuchung kaum Indizien dafür, dass sich die hier niedergelassenen Arbeitskräfte 
in die Aufnahmegesellschaft voll und ganz integrieren wollen: 
„Der Prozentsatz jener Haushalte, die sich vollständig integrieren wollen, ist gering, 
die Unterschiede nach Haushaltstypen, Aufenthaltsdauer und Besitz langfristiger 
Konsumgüter nur schwach: es ist daher nicht möglich, auf Grund der Kenntnisse der 
sozioökonomischen Situation ernste Integrationsabsichten vorauszusagen.“120 
Dass die „Gastarbeiter“ in dieser Zeit in solchen Wohnungen lebten und mitunter 
deshalb schlecht integriert waren, liegt selbstverständlich nicht ausschließlich an 
deren Unwillen, in Österreich eine neue Heimat zu finden. Zumindest für die 
jugoslawischen „Gastarbeiter“ in Wien stellte die Geografin Helga Leitner 1978 fest:  
                                                 
117 Vgl. Hofstetter, Erich: Ausländische Arbeitskräfte: Ist die Grenze erreicht?, in: Arbeit und 
Wirtschaft, November 1973, S. 57. 
118 Vgl. Peyer (2004:5f). 
119 Fassmann (1992:102). 
120 Deußner (1977:55). 
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„Die Ursache für ihr Ausweichen auf schlechte und billige Wohnsubstanz (…) liegt in 
ihren begrenzten finanziellen Möglichkeiten (…) sowie ihrer Diskriminierung am 
Wohnungsmarkt von seiten (!) der aufnehmenden Gesellschaft begründet.“121  
Auch eine Studie basierend auf qualitativen Interviews des „Arbeitskreises für 
ökonomische und soziologische Studien“ aus dem Jahr 1972 belegt, dass die 
„unbefriedigenden“ Bedingungen, unter denen „Gastarbeiter“ in Österreich leben, 
„eine soziale und kulturelle Anpassung über den Arbeitsbereich hinaus unmöglich 
machen.“122 Besonders die restriktiven „Lagerordnungen“ – hetero- und 
homosexuelle Beziehungen unter Erwachsenen waren beispielsweise in allen 
Unterkünften der Großbetriebe verboten123 – würden den Kontakt zu Österreichern 
und die Übernahme vom hiesigen Lebensmuster verhindern.124 Das gleiche 
konstatierte auch Siegfried Pflegerl, der damalige Leiter der Österreichischen 
Anwerbekommission in Istanbul.125 
 
Im Allgemeinen war die Einstellung der österreichischen Gesellschaft gegenüber den 
„Gastarbeitern“ nicht optimal für die Integration der ausländischen Arbeitskräfte.126 
Der Arbeitskreis für ökonomische und soziologische Studien beauftragte 1972 das 
Institut für empirische Sozialforschung (IFES) mit der Durchführung einer 
Untersuchung über die Einstellung der Österreicher zu den „Gastarbeitern“: 
„Die Untersuchung zeigt, daß sich die Mehrheit der Österreicher mit der wachsenden 
Zahl der Gastarbeiter abfindet, wenn es den meisten auch lieber wäre, wenn man ohne 
Gastarbeiter das Auslangen finden würde. Man betrachtet die Gastarbeiter als eher 
minderwertige Arbeitskräfte, die einen selbst nicht bedrohen, mit denen man aber 
auch nicht allzu viel zu tun haben möchte.“127 
90 Prozent der Befragten sind lediglich für einen vorübergehenden Aufenthalt der 
ausländischen Arbeitskräfte128, 60 Prozent finden, dass die „Gastarbeiter“ in eigenen 
                                                 
121 Leitner (1978:436). 
122 Gehmacher/Lamel (1972:109). 
123 Vgl. Ebenda, S. 110. 
124 Vgl. Ebenda. 
125 Vgl. Pflegerl (1977:104). 
126 Siehe auch: Fürstenberg (1973:21). 
127 Vgl. Arbeitskreis für ökonomische und soziologische Studien (1972:33). 
128 Vgl. Ebenda, S. 25. 
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Quartieren, getrennt von den Österreichern leben sollten,129 dafür ist die Mehrheit 
(52 Prozent) der Meinung, dass die Kinder der „Gastarbeiter“ österreichische 
Schulen besuchen sollten.130 
3.1.7.4 Anwerbestopp und „Gastarbeiterabbau“ 
1974 setzte ausgelöst von der ersten Ölkrise 1973 eine Rezession ein, die alle 
Wirtschaftsbereiche betraf. Ein Jahr darauf sank die Anzahl der Stellenangebote auf 
rund die Hälfte der Anzahl von 1974; weitere Maßnahmen wie Kurzarbeit, 
Betriebsurlaub und Massenkündigungen in besonders betroffenen Branchen, wie 
beispielsweise in der Industrie oder in der Bauwirtschaft, drohten zufolge des 
„Bundesministeriums für Soziale Verwaltung“ und des „Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz“ noch 1975.131 
„Die österreichische Wirtschaft befindet sich – wie die der anderen westlichen 
Industrieländer – in der tiefsten Rezession der Nachkriegszeit. Der Abschwung, der 
schon im 1. Halbjahr 1974 begonnen hatte (…), war zunächst mild (…). Seit dem 
Herbst 1974 aber beschleunigte sich die Talfahrt deutlich.“132  
In dieser Zeit kam es zu einem Anwerbestopp und zu einem Abbau der 
„Gastarbeiter“, indem keine Beschäftigungsbewilligungen mehr ausgestellt wurden – 
in den Rezessionsjahren 1974/75 wurden österreichweit rund 70.000 Arbeitsverträge 
nicht mehr verlängert.133 Wie erwähnt waren vor allem die Industrie und die 
Bauwirtschaft von der Rezession betroffen – gerade dort wo besonders viele 
ausländischen Arbeitskräfte arbeiteten:  
„45 % der Verringerung des Beschäftigtenstandes der Industrie betraf ausländische 
Arbeitskräfte, nahezu 100 % bei der Bauwirtschaft“.134  
In der Folge verließen zwischen 1974 und 1976 rund 55.000 „Gastarbeiter“ das 
Land.135Im westeuropäischen Vergleich waren die Rechte des sicheren Aufenthalts 
                                                 
129 Vgl. Ebenda, S.26. 
130 Vgl. Ebenda, S. 27. 
131 Vgl. Battenfeld (1976:115). 
132 Wirtschaftsforschungsinstitut: Monatsbericht 9/1975, S. 359, zit. nach Battenfeld (1976:129). 
133 Studnitz (1976:8). 
134 Battenfeld (1976:157). 
135 Vgl. Bauböck/Perchinig (2003:8). 
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und der Freizügigkeit der Beschäftigung der ausländischen Arbeiter schwächer 
ausgeprägt, was den stärkeren Abbau in Österreich erst ermöglichte. 136 
 
Im empirischen Teil wird die Debatte über den Anwerbestopp, sowie den Abbau von 
ausländischen Arbeitskräften nachgezeichnet und untersucht, ob – und wenn ja – in 
welchem Zusammenhang die Debatte mit der Sensibilität für 
Integrationsmaßnahmen bereits in Österreich lebender „Gastarbeiter“ einher 
gegangen ist.  
                                                 





Bereits kurze Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg avancierte Schweden zu einer 
führenden Industrienation. Mit dem Wirtschaftswachstum stieg auch die Nachfrage 
nach ausländischen Arbeitskräften:  
„From the 1940s to the early 1960s, central authorities recommended a yearly net 
immigration of about 10,000 persons to compensate the lack of labour.”137  
Als Reaktion darauf setzte die Regierung einige Maßnahmen: Bereits 1943, als 
während des Zweiten Weltkrieges viele Flüchtlinge aus den Nachbarländern, sich in 
Schweden niederließen, wurde beschlossen, dass dänische und norwegische 
Staatsbürger keine Arbeitsgenehmigungen mehr in Schweden benötigen.138 Rund elf 
Jahre später schufen Schweden, Dänemark, Norwegen und Finnland im Rahmen des 
„Nordischen Rates“ einen gemeinsamen Arbeitsmarkt: Bürger können sich frei über 
die Binnengrenzen hinweg bewegen, benötigten keine Arbeits- und 
Aufenthaltserlaubnis.139 Auch Island – wenn auch nicht Mitglied des Nordischen 
Rates – hatte in Schweden die gleichen Rechte.140 Parallel dazu begannen 
schwedische Unternehmen bereits in den 1940er Jahre Auslandsarbeitskräfte 
kollektiv anzuwerben: Bereits 1947 wurde ein Anwerbeabkommen mit Italien 
geschlossen.141 In den 1950er Jahren war für die Rekrutierung der 
Auslandsarbeitskräfte auch die nationale Arbeitsbehörde zuständig: 
„Swedish companies who wanted to employ foreign workers applied to the Swedish 
National Labour Market Board, which organized the recruitment in co-operation with 
the corresponding authority in the sender country in question.”142  
Im gleichen Zeitraum wurde auch das Fremdengesetz Schritt für Schritt an den 
Markt angepasst: Ausländische Arbeitskräfte hatten die Möglichkeit mit einem 
Touristenvisum einzureisen und drei Monate in Schweden zu bleiben – fanden sie in 
                                                 
137 Bengtsson/Lundh/Scott (2005:6). 
138 Vgl. Ebenda. 
139 Vgl. Parusel (2009:2); Majava (1978:187). 
140 Vgl. Majava (1978:187f). 
141 Vgl. Lundqvist (2004:5); Majava (1978:192). 
142 Bengtsson/Lundh/Scott (2005:6). 
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dieser Zeit eine Arbeit, konnten sie bleiben. Die Vergabe von Arbeitsgenehmigungen 
an „Touristen“ erfolgte in den frühen 1960er Jahren sehr großzügig: Zwischen 1961 
und 1965 suchten 90.000 Ausländer zum ersten Mal um eine Arbeitsgenehmigung an 
und weiter 140.000 um eine Verlängerung der Arbeitsgenehmigung. Während 
lediglich fünf Prozent der Erstanträge abgelehnt wurden, waren es bei den 
Verlängerungen nur mehr 0,2 Prozent.143 Viele von ihnen fanden Arbeitsplätze in 
kleinen Industriestädten in Zentral- und Südschweden.144 Die Phase der 
„Touristenimmigration“ nahm 1968 ein Ende. In diesem Jahr beschloss die 
Regierung, dass Auslandsarbeitskräfte, die nicht aus den nordischen Nachbarländern 
stammten, bereits vor ihrem Eintritt nach Schweden eine Arbeitsgenehmigung 
besitzen mussten. 
 
Entwicklung der Arbeitsmigration in Schweden von 1960 bis 1980: Die Tabelle gibt 
die Anzahl jener Menschen wieder, die zwar in Schweden leben, aber im Ausland 
geboren sind.145 
Herkunftsland 1960 1970 1980 
Finnland 101,307 235,453 251,342 
Norwegen 37,253 44,681 42,863 
Dänemark 35,112 39,152 43,501 
BRD 37,580 41,793 38,696 
Ex-Jugoslawien 1,532 33,779 37,982 
Griechenland 266 11,835 15,153 
Türkei 202 3,768 14,357 
 
Aus der Tabelle wird ersichtlich, dass die größte Gruppe der Migranten aus Finnland 
kam. Finnland hatte zu dieser Zeit mit einer Entwertung der Finnischen Mark und 
mit Engpässen am Wohnungsmarkt zu kämpfen. Höhere Löhne, bessere 
                                                 
143 Vgl. Bengtsson/Lundh/Scott (2005:7). 
144 Vgl. Borgegard/Murdie (1998:1874); Majava (1978:189). 
145 Vgl. Westin (2000:13f). 
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Lebensstandards, mehr Wohnraum und bereits in Schweden ansässige finnischen  
Finnen lockten die Finnen zu hunderttausenden ins Nachbarland.146 
 
3.2.1 Die Rolle der Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen 
 
Wie in Österreich hatten die Gewerkschaften und Arbeitgebervertretungen in 
Schweden weitreichenden Einfluss auf die Regulierung des Zugangs ausländischer 
Arbeitskräfte zum schwedischen Arbeitsmarkt, da die großen Interessensverbände in 
dieser Zeit als ebenbürtige Partner gegenüber der Regierung auftraten. So schrieb die 
Volkswirtin Anna-Elisabeth Moog 1965 in ihrer Dissertation über 
Arbeitergewerkschaften in Schweden:  
„Im heutigen Schweden sind die Arbeitergewerkschaften eine politische Institution, 
wie etwa die Parteien, mit dem Unterschied, daß ihre Äußerungen oft mehr Gewicht 
haben als die (der) Parteien.“147  
In Kapitel 3.2.7 werde ich ein Beispiel geben, das diese These veranschaulicht. Die 
ersten Gewerkschaften wurden in Schweden schon in den 1850ern aktiv und stehen 
seither in enger Verbindung mit der Sozialdemokratischen Partei.148 1898 wurde die 
Dachorganisation der Arbeitnehmervertretung, die Landesorganisationen (LO) 
gegründet, von der in der Arbeit noch ausführlicher die Rede sein wird.149 Vier Jahre 
darauf gründete sich als „Gegenbewegung“ die Arbeitgebervertretung, die Svenska 
Arbetsgivareföreningen (SAF), da die Arbeitgeber in den neunziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts für sie negative Erfahrungen durch erfolgreiche Streiks der 
Gewerkschaftsbewegungen machten.150 
                                                 
146 Vgl. Tanner, Arno: Finland’s Balancing Act: The Labor Market, Humanitarian Relief, and 
Immigrant Integration, Jänner 2011, online im WWW unter URL: 
http://www.migrationinformation.org/Profiles/display.cfm?ID=825 [10.07.2011]. 
147 Moog (1965:166). 
148 Vgl. Elvander (1983:331). 
149 Vgl. URL: http://www.sweden.se/eng/Home/Work/Labor-market/Swedish-trade-unions/History-
of-Swedish-trade-unions [01.06.2011]. 
150 Vgl. Elvander (1983:332). 
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Bereits seit 1919 waren die Gewerkschaften in die Debatte in Bezug auf Gehälter 
und Arbeitskonditionen von ausländischen Arbeitskräften involviert. In den 1920er 
und 1930er Jahren konnten sie ihren Einfluss weiter ausbauen; eines der wichtigsten 
Übereinkommen zwischen der LO und der SAF war das Saltsjöbaden-
Hauptabkommen aus dem Jahr 1938, das Spielregeln für den Arbeitsmarkt enthielt. 
Das Abkommen galt als Ausgangspunkt für viele weitere Vereinbarungen und 
Regulierungen zwischen der LO und SAF.151 Der Politikwissenschaftler Tim Tilton 
beschreibt das schwedische Modell als informellen Vertrag zwischen 
unterschiedlichen Interessensvertretungen.152 
 
3.2.2 Der Diskurs um ausländische Arbeitskräfte 
 
Neben der Regierung und der staatlichen Arbeitsmarktbehörde waren die LO, die 
SAF und die Gewerkschaft der Angestellten, die Tjänstemännens 
Centralorganisation (TCO), die Hauptakteure in der Mitbestimmung in arbeitsmarkt- 
und integrationspolitischen Bereichen. Eine besonders starke Position nahm dabei 
die LO ein, die von ihrem Naheverhältnis zur regierenden Sozialdemokratischen 
Partei, von der Vollbeschäftigung, und ihren hohen Mitgliedszahlen profitierte:153 
„Die enge Verflechtung mit der größten Partei des Landes, die im Reichstag eine 
dominierende Stellung innehat und zudem Trägerin der Exekutivgewalt ist, sowie die 
vielfältigen Möglichkeiten der Einflußnahme auf Reichstag, Regierung und 
Verwaltung haben die Arbeitergewerkschaften zu einem politischen Machtfaktor 





                                                 
151 Vgl. Mayer/Spang (2009:13f); Elvander (1983:337f). 
152 Vgl. Lundqvist (2004:1). 
153 Vgl. Lundqvist (2004:10). 
154 Moog (1965:164). 
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3.2.3 Die Standpunkte der LO und der SAF 
 
Schon früh befassten sich die Gewerkschaften mit jenen Aspekten, die eine 
Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte mit sich brachte: Im Jahr 1946 führte 
beispielsweise die schwedische Metallarbeitergewerkschaft eine Studie durch, in der 
es um die Wahrnehmung von Auslandsarbeitskräften am Arbeitsplatz ging. Fünf 
Jahre später organisierte die LO eine Umfrage unter 750 lokalen Gewerkschaften, die 
ebenfalls die Meinungen über Auslandsarbeitskräfte erfassen sollte: 
„Half of the replies were negative, citing various reasons for their attitude. The most 
common objection was that immigrant workers were ‘reluctant to organize’.”155  
Das Argument, dass Auslandsarbeitskräfte sich nicht für die Gewerkschaften 
interessieren würden und die Präsenz von Nichtgewerkschaftlern eine Bedrohung in 
Zeiten einer schwachen Konjunktur für das Allgemeinwohl der Arbeitnehmer wären, 
führte die LO auch in späteren Diskussionen rund um Arbeitsmigranten immer 
wieder an.156 
3.2.3.1 Argumentationsmuster 
Naturgemäß setzte sich die SAF dafür ein, dass es so wenig Restriktionen wie 
möglich für ausländische Arbeitskräfte gab und die Wirtschaft je nach Bedarf mit 
ausreichend ausländischen Arbeitskräften versorgt sein sollte, zumal 
Schlüsselindustrien in dieser Phase mit Arbeitskräftemangel zu kämpfen hatten.157 
Die LO hingegen befürwortete strikte Kontrollen, die den Gewerkschaften, die 
Möglichkeit gaben, Arbeitsgenehmigungen zu verweigern. In den 1960er wurde die 
Ausstellung der Arbeitsgenehmigung eine Sache der Gewerkschaften. Jene Firmen, 
die nicht nach den Vorstellungen der LO und ihren Unterorganisationen arbeiteten, 
also jene Firmen, die den ausländischen Arbeitskräften weniger zahlten oder sie 
unter inadäquaten Arbeitsbedingungen einsetzten, bekamen keine 
Arbeitsgenehmigungen für die erwünschten Auslandsarbeitskräfte.158 Die SAF war 
                                                 
155 Lundqvist (2004:7). 
156 Vgl. Lundqvist (2004:7). 
157Vgl. Ebenda. 
158 Vgl. Lundqvist (2004:7). 
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dagegen, dass die Gewerkschaften einen derartigen Einfluss auf die 
Arbeitsgenehmigungen hatten. Sie argumentierte, dass die Ausstellung der 
Arbeitsgenehmigungen eine Angelegenheit der Behörden und nicht der 
Gewerkschaften sei: 
„The opinion of a given organisation must necessarily base its position on the special 
interests of its own members, and also bearing in mind that the union concerned may 
have tactical motives for its decision“159. 
Folgende vier Argumentationsmuster führten die Gewerkschaften in Debatten immer 
wieder an:160 
1. Migration führt zu zahlreichen sozialen und kulturellen Problemen und 
vergrößert beispielsweise das Risiko von ethnischen Konflikten.  
2. Ausländische Arbeitskräfte führen zu einem größeren Konkurrenzkampf am 
Arbeitsmarkt, was wiederum Lohndumping verursachen könnte. 
3. Arbeitsmigranten haben eine schwächere Position am Arbeitsplatz und sind in 
Zeiten der Rezession eher von Arbeitslosigkeit betroffen als Einheimische. 
4. Ausländische Arbeitskräfte organisieren sich weniger in Gewerkschaften, 
weshalb sie in schwierigen Zeiten ein Problem für die Stärke der 
Verhandlungsposition der LO darstellen könnten. 
All diese Negativszenarien könnten nach Ansicht der LO mit der Integration der 
ausländischen Arbeitskräfte abgeschwächt werden.  
3.2.3.2 LO gegen das „Gastarbeiter“-System 
In den Nachkriegsjahren entwickelten sich einige Konflikte zwischen schwedischen 
und ausländischen Arbeitnehmern. Die Arbeitsmigranten wurden beschuldigt, einen 
individuelleren Zugang zur Arbeit zu haben, zum Beispiel härter zu arbeiten als es 
die kollektive Norm vorschreibt und dadurch Akkordarbeit-Vereinbarungen zu 
gefährden. 
„It was sometimes felt that immigrants came to Sweden, worked hard for a couple of 
years and sent the money home. These ‘guest workers’ took no collective 
                                                 
159 SAF’s comment on government report SOU 1974:69, Ministry of Labour, National Archives, 8/11 
1974, zit. nach: Lundqvist (2004:10). 
160 Vgl. Spang (2009:77). 
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responsibility for fellow-workers who were older and less robust, or workers who 
would perhaps remain in the same job throughout their productive lives.“161  
Aus diesen Gründen, argumentiert Torbjörn Lundqvist, war die LO gegen das 
„Gastarbeiter-System“. Um diese Haltung zu verändern, müssten die 
Arbeitsmigranten in die schwedische Gesellschaft integriert werden, was laut LO vor 
allem durch Kenntnisse der Landessprache möglich wäre. Die LO betonte jedoch, 
dass es wichtig für die Integration der Migranten sei, dass die Schweden die 
Zuwanderung von vornherein akzeptierten. Um das zu fördern, wurden 
Informationsbroschüren ausgeteilt. Gleichzeitig versuchten die Gewerkschaften eine 
zu große Konzentration von Migranten in bestimmten Regionen zu verhindern.162 
Die SAF hingegen war der Meinung, dass das „Ausländerproblem“ von den 
Gewerkschaften übertrieben werde. Die zahlenmäßig größte Gruppe von Migranten 
– jene Arbeitskräfte aus den Nachbarländern – können laut SAF nicht wirklich als 
Zuwanderer gesehen werden, weil viele hin- und herziehen. 
„The SAF envisaged a European set-up similar to the present EU, where no specific 
integration policy was required for immigrant labour within Europe. The labour 
market was to be free and governed by supply and demand.”163  
Auch hielt die SAF immer wieder dagegen, dass die Angst der LO vor Lohndumping 
jeder Grundlage entbehrt und berief sich auf eigene Statistiken, die bestätigten, dass 
Migranten nicht schlechter bezahlt wurden als Schweden.164 Die 
Wirtschaftshistoriker Tommy Bengtsson, Christer Lundh und Kirk Scott bekräftigen 
in ihrem Aufsatz „From Boom to Bust. The Economic Integration of Immigrants in 
Post War Sweden“ diese These und weisen auf frühe Studien hin, die belegten, dass 
es „kaum“ beziehungsweise „keine“ Gehaltsunterschiede zwischen ausländischen 
und inländischen Arbeitskräften gegeben habe.165 
 
                                                 
161 Lundqvist (2004:11). 
162 Vgl. Lundqvist (2004:8). 
163 Lundqvist (2004:9). 
164 Vgl. Lundqvist (2004:9). 
165 Vgl. Bengtsson/Lundh/Scott (2005:14f). Sie berufen sich beispielsweise auf die Studie von Eskil 
Wadensjö aus dem Jahr 1975. 
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3.2.4 Paradigmenwechsel 1968: Von der „Touristenimmigration“ zum 
regulierten Arbeitsmarkt 
 
Die Situation der Arbeitsmigranten wurde ein politisches Thema in den 1960er 
Jahren – sowohl in Bezug auf die Anpassung an die schwedische Gesellschaft als 
auch was die Regulierung des Zugangs zum Arbeitsmarkt anbelangt. Die 
Politisierung dieses Themas und der Anspruch auf Vollbeschäftigung, eine 
Voraussetzung des Schwedischen Modells, führten zu Zweifel, ob Arbeitsmigration 
das Richtige für Schweden sei. Bereits Mitte der 1960er Jahre stieg die 
Arbeitslosenquote marginal an, woraus sich soziale Kosten ergaben:  
„The market solution offered an adequate supply of labour, but the price was deemed 
too high when foreign job-seekers were unable to find employment and were often left 
penniless.”166  
Die Behörden mussten in dieser Zeit die ausländischen Arbeitskräfte oft mit 
temporären Unterkünften versorgen: Viele Arbeitsmigranten schliefen damals in 
Baracken und Zelten.167 
 
Mitunter auf Druck der Gewerkschaften und der Arbeitsmarktbehörde veränderte die 
Regierung bereits 1966 und 1967 die Gesetzgebung.168 Die erste Veränderung, die ab 
1. Jänner 1966 in Kraft trat, beinhaltete, dass Staatsbürger von Ländern, die nicht 
Mitglieder des Nordischen Rates waren, eine Arbeitsgenehmigung haben mussten, 
bevor sie nach Schweden kamen. Da die spontane Immigration jedoch nicht aufhörte, 
wurden die Richtlinien über die Zulassung von Arbeitsmigranten vertieft:  
„The 1967 regulation stated that the authorities should not give work permits to 
individuals coming to Sweden on their own initiative.“169 
Besonders die Gewerkschaft für Hotellerie und Gastgewerbe echauffierte sich 
darüber, dass die private Rekrutierung von Arbeitskräften zu exzessiv praktiziert 
werden würde:  
                                                 
166 Lundqvist (2004:5). 
167 Vgl. Lundqvist (2004:5); Bengtsson/Lundh/Scott (2005:8). 
168 Vgl. Bengtsson/Lundh/Scott (2005:8). 
169 Spang (2009:78). 
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„As many immigrants in this sector had been granted residence and work permits on 
special grounds, the union had been unable to review their suitability for 
employment.“170  
Bengtsson et. al. sehen den Grund für die restriktive Migrationspolitik, die nun 
eingeschlagen wurde, im schnellen Anwachsen der Anzahl finnischer, 
jugoslawischer und griechischer Arbeitsmigranten Anfang der 1960er Jahre. Es kam 
vermehrt zu Spannungen, da die neuen Arbeitsmigranten kein Schwedisch sprachen 
und – was die jugoslawischen und griechischen Arbeiter anbelangt – den Schweden 
auch kulturell und religiös „fremd“ waren.171 Beide Änderungen wurden zwar im 
Parlament diskutiert, jedoch einseitig von der Regierung beschlossen,172 was die 
starke Verhandlungsposition der Gewerkschaften einmal mehr verdeutlichte. In den 
späten 1960er Jahren wurden jedoch auch Anwerbeabkommen mit Jugoslawien 
(1966) und der Türkei (1967) abgeschlossen,173 was jedoch keinen Widerspruch 
darstellt, da die Zuwanderung durch die Anwerbeabkommen ja reguliert und 
kontrolliert wurde. Zeitgleich mit den gesetzlichen Anpassungen setzte die 
schwedische Regierung 1966 ein Arbeitskomitee ein, das sich mit den sozialen und 
kulturellen Dimensionen von Migranten befasste und dessen Abschlussbericht die 
Basis für neue Richtlinien der Zuwanderungs-/Arbeitsmarktpolitik bildete.174 Zwei 
Hauptargumente führten zu tiefgreifenden Veränderungen: Nicht mehr 
Auslandsarbeitskräften sollte der Vortritt gegeben werden, sondern verheirateten 
Frauen, Behinderten und älteren schwedischen Arbeitskräften. Die Quote, wie viele 
ausländische Arbeitskräfte zugelassen werden, sollte nach der Verfügbarkeit von 
Wohnungen, Bildungsplätzen, Leistungen im Gesundheitsbereich und natürlich von 
der wirtschaftlichen Situation abhängig gemacht werden. Gleichzeitig sollten 
Migranten, die bereits in Schweden lebten, die gleichen Möglichkeiten haben wie 
Schweden und auch den gleichen Zugang zu Sozialleistungen.175 Das egalitäre 
Prinzip, das die Schlagwörter „Gleichheit“, „Wahlfreiheit“ und „Partnerschaft“ 
                                                 
170 Lundqvist (2004:10). 
171 Vgl. Bengtsson/Lundh/Scott (2005:8). 
172Vgl. Spang (2009:78). 
173 Vgl. Majava (1978:192). 
174 Vgl. Spang (2009:78f); Majava (1978:190). 
175 Vgl. Spang (2009:78f). 
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beinhaltete, wurde jedoch erst 1975 umgesetzt. Charles Westin erklärt das egalitäre 
Prinzip in Schweden mit folgenden Worten:  
„Immigrants residing permanently in Sweden were to enjoy the same rights as 
Swedish citizens (equality), including access to the welfare system. In private life, 
they could decide whether they wished to assimilate or maintain their distinct culture 
(freedom of choice). (…) Whatever their preference, it should not conflict with 




In Schweden wurde relativ rasch erkannt, dass die Kenntnis der Landessprache eine 
der wichtigsten Bedingungen für die Integration von Migranten ist. Deshalb wurden 
ab 1965 gratis Schwedischkurse in Abendschulen für alle Migranten eingeführt. 
Doch auch die sprachliche Vielfalt der Zuwanderer sollte gefördert werden: Drei 
Jahre später regelte eine parlamentarische Resolution, dass alle Kinder von 
Migranten das Recht haben mindestens zwei Stunden in der Woche in der Schule 
ihre Muttersprache zu lernen.177 
„Das neue Gesetz argumentiert, daß die gute Beherrschung der Muttersprache für ein 
Kind nicht nur das Erlernen einer anderen Sprache (…) erleichtert, sondern auch eine 
gesunde emotionelle Entwicklung fördere.“178 
Bald darauf bekamen kommunale Bibliotheken Mittel für die Anschaffung von 
Lexika, Zeitschriften und Bücher in den am häufigsten vertretenen 
Einwanderersprachen.179 Gleichzeitig mit dem „Anwerbestopp“ 1972 wurden die 
Schwedischlernkurse für Migranten verbessert und Gemeinden sowie Organisationen 
dabei unterstützt, Migranten auf die Möglichkeit einer Teilnahme an 
Schwedischkursen und Erwachsenenbildungen aufmerksam zu machen.180 1973 
                                                 
176 Westin, Charles: Sweden: Restrictive Immigration Policy and Multiculturalism, Juni 2006, online 
im WWW unter URL: http://www.migrationinformation.org/usfocus/display.cfm?ID=406 
[05.05.2011]; Vgl. Dahlström (2006:21). 
177 Vgl. Bayram/Thorburn/Demirhan/Bilgel (2007:1321); Majava (1978:194). 
178 Majava (1978:194). 
179 Vgl. Parusel (2009:5). 
180 Vgl. Bayram/Thorburn/Demirhan/Bilgel (2007:1321). 
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wurde sogar eine Verordnung erlassen, die festsetzte, dass Arbeitgeber ihren 
ausländischen Arbeitnehmern bezahlten Urlaub bis zu 240 Stunden gewähren 
müssen, damit jene in dieser Zeit Schwedisch lernen können.181  
 
Wichtig war jedoch nicht nur die sprachliche Förderung, sondern auch die 
Informationsweitergabe über Schwedens politisches und soziales System: Ab Mitte 
der 1960er schrieb der ehemalige Botschafter Kjell Öberg das Buch „Ny i Sverige“ 
(„Neu in Schweden“), das eine wichtige Informationsquelle für Migranten über ihre 
Rechte und Pflichten wurde.182 1969 wurde auch die Zuwanderungsbehörde (Statens 
invandrarverk, SIV) gegründet:  
„The purpose was to disseminate information about Swedish society and Swedish 
political institutions, objectives that have remained the same since.”183  
Neben den Sprachkursen und den Informationen über Schweden wurde auch die 
Unterstützung von Migrantenorganisationen eine wichtige Säule der 
Integrationspolitik.184 Zeitgleich mit den oben genannten Prinzipien – „Gleichheit“, 
„Wahlfreiheit“ und „Partnerschaft“ – wurde 1975 auch das aktive und passive 
Wahlrecht für Migranten auf kommunaler Ebene und für Wahlen der 
Provinzparlamente eingeführt.185 Der Politikwissenschaftler Carl Dahlström schrieb 
dazu: 
„Adult education and the voting rights reform were the most obvious examples of 
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182 Vgl. Dahlström (2006:14). 
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Seit den 1970er Jahren wird in der schwedischen Integrationspolitik auch dem 
Wohnungssektor Aufmerksamkeit geschenkt: Migranten sollen nicht fernab von der 
schwedischen Bevölkerung in eigene Einwanderer-Bezirke wohnen, sondern 
„integriert“ mit den Schweden zusammenleben. Dies wurde eines der Ziele der 
schwedischen Integrationspolitik. Die sozial-räumliche Segregation von einigen 
Einwanderern wurde in Schweden jedoch schon vor den 1970er Jahren erkannt: 
„The so-called ‘segregation problem’ was first identified when households moved to 
new multi-family housing in the 1940s and 1950s. The new rental dwellings were built 
to provide good housing for all household types, but were occupied primarily by 
young adults.“187  
Zuerst war die größte Befürchtung der Politiker, dass sich eine Segregation nach 
Alter und Lebensabschnitten der Bewohner bilden würden. In den 1960er Jahren 
mussten sie jedoch erkennen, dass die Segregation nach ökonomischem Status 
erfolgte. In dieser Zeit wurde die Segregation von ärmeren Leuten als Problem 
angesehen. Mit dem Einzug Anfang der 1970er Jahre von griechischen, italienischen 
und türkischen Arbeitsmigranten in neu gebaute Mehrfamilienwohnungen bekam das 
Segregationsproblem zusätzlich noch eine ethnische Komponente.188 
 
Exkurs. Das Millionenprogramm (miljonprogrammet) 
 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges war das Ziel der schwedischen 
Wohnungspolitik, so vielen Menschen wie möglich gute und preiswerte Wohnungen 
anzubieten. Bereits Ende der 1940er Jahre entstanden Firmen, die Sozialbauten 
errichteten. Zwischen 1965 und 1974 sollten im Rahmen des miljonprogrammet eine 
Million neue Wohnungen in Schweden entstehen, die verschiedenste Leute in neuen 
Wohngegenden zusammenbringen sollten. Die Auswirkungen des Projekts auf das 
Zusammenleben der Menschen waren jedoch alles andere als positiv:  
                                                 
187 Borgegard/Murdie (1998:1873). 
188 Vgl. Ebenda, S. 1873. 
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„The outcome (…) has been increased concentration of more marginal groups, 
especially recent immigrants and refugees, in the large public housing estates of the 
suburban periphery, especially in Stockholm, Gothenburg and Malmö”.189 
In den 1960er Jahren hatten auch Migranten – anders als beispielsweise in Österreich 
– Zugang zu geförderte Gemeindebauwohnungen. Darüber hinaus konnten sie Miet-
Zuschüsse oder Darlehen für Neuverheiratete beantragen.190 Der Wohnungsmangel – 
vor allem an preiswerten und soliden Wohnungen – war jedoch nach wie vor 
vorhanden, weshalb viele Arbeitsmigranten von den Behörden auch in 
provisorischen Unterkünften untergebracht wurden.191 
 
3.2.7 Der „Anwerbestopp” 
 
Trotz der verschärften Regelungen, die zwischen 1966 und 1968 verabschiedet 
wurden, kamen bis zur Rezession 1971/72 jährlich rund 25.000 neue 
Auslandsarbeitskräfte aus nicht-nordischen Staaten nach Schweden.192 1972 empfahl 
die LO jedoch in einer internen Anweisung an die lokalen Gewerkschaften, dass 
keine Arbeitsgenehmigungen mehr an Nicht-Mitglieder des Nordischen Rates 
vergeben werden sollten, was in Kombination mit der Rezession zu einer Abnahme 
der Arbeitsmigranten führte.193 Welchen Einfluss die LO auf das Ende der 
Arbeitsmigration in Schweden noch vor der ersten Ölkrise 1973 hatte, soll hier kurz 
skizziert werden.  
 
Die Zeit zwischen 1970 und 1971 war geprägt von industriellen Unruhen und 
Streiks, eine Zeit in der die LO die Aushändigung bzw. Nicht-Aushändigung von 
Arbeitsgenehmigung als Druckmittel bei Verhandlungen einsetzte:  
„Given the background of wildcat strikes and employers who felt threatened by them, 
the tactic of using work permits as a weapon appears in retrospect to be more a sign of 
                                                 
189 Borgegard/Murdie (1998:1874). 
190 Vgl. Majava (1978:193). 
191 Lundqvist (2004:5). 
192 Vgl. Klinthäll (1999:4). 
193 Vgl. Spang (2009:79); Bengtsson/Lundh/Scott (2005:2). 
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the times than a carefully considered union strategy. It does, however, show that the 
unions were preparing to take a tougher line on permits.”194  
Der Einfluss der LO auch auf die Arbeitsmarktbehörde wurde einmal mehr 
augenfällig als die Gewerkschaft und die staatliche Institution sich gegen die zwei 
großen Firmen Eriksberg und Bofors verbündeten: Das Ansuchen der Firmen um 300 
bzw. 150 Arbeitsgenehmigungen wurde abgelehnt.195  
                                                 
194 Lundqvist (2004:8). 





In diesem Abschnitt soll auf drei Ebenen analysiert werden, welche 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede es in Österreich und Schweden in Bezug auf die 
Arbeitsmigration in den 1960er und 1970er Jahren gegeben hat. Wie erwähnt haben 
beide Länder Arbeitsmigranten in der konjunkturellen Hochphase angeworben. In 
Schweden setzte die erste Anwerbungsphase von Arbeitsmigranten jedoch viel früher 
– bereits nach Ende des Zweiten Weltkrieges – ein. Österreich hingegen begann erst 
Anfang der 1960er Jahre Arbeitsmigranten kollektiv anzuwerben. In beiden Ländern 
hatten die Interessensorganisationen weitreichenden Einfluss auf die 
Ausländerbeschäftigung. Während es in Schweden auf Druck der Gewerkschaften 
jedoch bereits vor der 1. Ölkrise 1973 zu einem Anwerbestopp und einer Reduktion 
der ausländischen Arbeitskräfte kam, erfolgte dies in Österreich erst 1974/75. 
 
3.3.1 Arbeitsmarktpolitisches Modell: Rotationsprinzip vs. 
Integrationsprinzip 
 
Österreich und Schweden verfolgten zwei völlig verschiedene Ausgangsmodelle. 
Während Österreich von Anfang an das Schweizer Modell der Rotation verfolgte – 
Arbeitskräften sollten nur befristete Arbeitsgenehmigungen ausgestellt werden und 
nach Ende des Beschäftigungsverhältnisses sofort in ihre Heimatländer zurückkehren 
–, war sich Schweden bewusst, dass die Arbeitskräfte längerfristig im Land bleiben 
würden.  
 
In beiden Ländern führte nicht etwa die kontrollierte Zuwanderung durch 
Anwerbeabkommen zu einer Linderung des Arbeitskräftemangels, sondern die 
„Touristenimmigration“. In Schweden konnte zwischen 1955 und 1968 jeder nicht-
nordische Staatsbürger mit einem Touristenvisum einreisen und sich im Inland eine 
Arbeit suchen. Auch in Österreich wurde diese Politik verfolgt: Ebenfalls ab 1955 
konnten beispielsweise türkische Staatsbürger mit einem Touristenvisum nach 
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Österreich reisen und hierzulande eine Arbeit suchen. In Österreich stellte die 
„Touristenimmigration“ bis zum Anwerbestopp 1974 die am weitesten verbreitete 
Variante der Arbeitsmigration dar. 
 
3.3.2 Argumentation der Interessensvertretungen 
 
In Schweden wie in Österreich setzten sich die Arbeitgebervertretungen – allen voran 
die BWK in Österreich und die SAF in Schweden – für einen deregulierten Zugang 
zum Arbeitsmarkt ein. Die vorherrschende Meinung lautete, dass der Markt über das 
Kontingent der ausländischen Arbeitskräfte entscheiden sollte – Arbeitsmigranten 
sollte ein völlig freier Zugang zum Arbeitsmarkt gewährt werden. In beiden Ländern 
sahen die Arbeitgebervertretungen keine Notwendigkeit von integrationspolitischen 
Maßnahmen. In Österreich mitunter deshalb nicht, weil durch das verfolgte 
Rotationsmodell nicht davon ausgegangen wurde, dass die „Gastarbeiter“ sich 
längerfristig in Österreich niederlassen würden. In Schweden hingegen wurden 
soziale Spannungen zwischen ausländischen Arbeitskräften und der 
Mehrheitsbevölkerung heruntergespielt. Für die SAF bestand keine Notwendigkeit 
von integrationspolitischen Maßnahmen, weil sie vor allem die marktwirtschaftliche 
Seite im Blickfeld hatte, von der aus die ausländische Arbeitskraft vor allem als 
Mittel zur Produktionssteigerung gesehen wurde. 
 
Ganz anders argumentierten die österreichischen Gewerkschaften, die sich 
vordergründig für den Schutz der inländischen Arbeitskräfte einsetzten. In Österreich 
war es der ÖGB und die AK, die auf ein Rotationsmodell drängten. Für sie war eine 
Zustimmung zu Kontingenten nur dann vertretbar, wenn sichergestellt werden 
konnte, dass die ausländischen Arbeitskräfte nur befristet auf ein Jahr angestellt 
wurden und die ausländischen Arbeitskräfte im Falle einer Rezession vor den 
inländischen Arbeitskräften entlassen werden würden. Sowohl der ÖGB und die AK 
als auch die LO in Schweden argumentierten, dass es noch genug „stille“ 
Arbeitskraftreserven im Inland gäbe. Vor ausländischen Arbeitskräften sollten 




Völlig konträr argumentierten die Gewerkschaften in Österreich und Schweden in 
Bezug auf die Notwendigkeit von Integrationsmaßnahmen. Die Gewerkschaften in 
Österreich argumentierten zwar, dass den „Gastarbeitern“ der Aufenthalt so 
„angenehm“ wie möglich gemacht werden sollte, weshalb sie 
Informationsbroschüren austeilten, Beratungsstätten einrichteten und auch öffentlich 
immer wieder für die „Gastarbeiter“ Partei ergriffen, um dem ausländerfeindlichen 
Diskurs entgegenzuwirken, jedoch argumentierten sie immer vor dem Hintergrund, 
dass die „Gastarbeiter“ nach Ende des Beschäftigungsverhältnisses wieder in ihre 
Heimatländer zurückkehren würden. Der Glaube an ein funktionierendes 
Rotationsprinzip verstellte jedoch lange Zeit den Blick auf die Notwendigkeit von 
Integrationsmaßnahmen. Erst Anfang der 1970er Jahre, als vermehrt Frauen mit 
ihren Kindern nach Österreich kamen, begann eine zögerliche Debatte rund um die 
Integration der „Gastarbeiter“, vor allem aber rund um die Ausbildung der 
„Gastarbeiterkinder“. 
 
Die schwedischen Gewerkschaften lehnten das „Gastarbeitersystem“ vor allem aus 
einem Grund strikt ab: Ausländische Arbeitskräfte, die nur für kurze Zeit in 
Schweden sind, würden sich nicht gewerkschaftlich organisieren, was zu einer 
Schwächung der Gewerkschaften führen könnte. Die Gewerkschaften hatten Angst, 
dass sie in Zeiten der Rezession eine schlechtere Verhandlungsposition haben 
würden, wenn die Mitgliederzahlen zu niedrig wären und sie nicht genug 
Unterstützung von Gewerkschaftsmitgliedern bekommen würden. Die LO 
argumentierte, dass ausländische Arbeitskräfte sich eher gewerkschaftlich 
organisieren würden und solidarischer mit schwächeren, inländischen Arbeitskräften 
umgehen würden, wenn sie Schwedisch-Kenntnisse hätten und über das politische 
System in Schweden Bescheid wüssten. Die Durchsetzung von 
Integrationsmaßnahmen war bei schwedischen Gewerkschaften deshalb direkt 






3.3.3 Auswirkungen der Ausgangspositionen auf Integrationsmaßnahmen 
 
In Schweden wurden integrationspolitische Maßnahmen schon Mitte der 1960er 
Jahre gesetzt, als Österreich gerade seine ersten offiziellen Anwerbeabkommen mit 
der Türkei (1964) und Jugoslawien (1966) abschloss. Verglichen jedoch mit der 
Länge der Zuwanderung – in Schweden zwischen 1945 und 1972 und in Österreich 
zwischen 1960 und 1975 – wurden die schwedischen Behörden relativ spät aktiv. 
Nichtsdestotrotz führte die unterschiedliche Herangehensweise an die 
Arbeitsmigration in Schweden zu einer früheren Etablierung von Institutionen, die 
sich mit integrationspolitischen Maßnahmen auseinandersetzten, wie etwa die 
Gründung der Zuwanderungsbehörde (Statens invandrarverk, SIV) 1969. Während 
in Österreich Mitte der 1960er Deutschkenntnisse primär über Broschüren und Flyer 
weitergegeben wurden, etablierten sich in dieser Zeit in Schweden bereits viele 
Institute, die kostenfreie Schwedischkurse für die neuen Arbeitskräfte anboten. Ein 
weiterer tiefgreifender Unterschied zeichnet sich auch in der Gesetzgebung ab: 
Während in Österreich erst 1975 ein Ausländerbeschäftigungsgesetz verabschiedet 
wurde, das das Gesetz aus dem Jahr 1933 ablöste, setzte die schwedische Regierung 
in diesem Jahr bereits egalitäre Prinzipen fest (Stichworte: Gleichheit, Wahlfreiheit 
und Partnerschaft), die den Migranten eine Gleichstellung mit der schwedischen 
Bevölkerung ermöglichten.  
 
Für die unterschiedlichen Auswirkungen der Integrationsmaßnahmen auf die 
tatsächliche Integration der Arbeitsmigranten, die in dieser Zeit nach Österreich oder 
nach Schweden gekommen sind, bedarf es jedoch einer tiefergreifenden Analyse. 
Die heutige soziale Situation jener Arbeitsmigranten, deren soziale Mobilität, deren 
Einbürgerungen und die Inanspruchnahme von Integrationsmaßnahmen müssten im 
Fokus einer solchen Untersuchung stehen.  
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4 Integrationsvorstellungen im Schatten des 
Anwerbestopps 
Wie „Integration“ in den 1970er Jahren in Österreich allgemein verstanden wurde, 
habe ich bereits in Kapitel 2.2 erläutert. In diesem Kapitel werde ich nun basierend 
auf meinem Untersuchungsmaterial Aussagen darüber treffen, wie in Zeiten des 
Anwerbestopps über „Integration“ diskutiert worden ist. 
 
4.1 Überblick dominierender Themen in der Öffentlichkeit 1974/75 
 
Prinzipiell gibt es zwei Hauptthemen, die 1974/75 breit diskutiert wurden und die im 
direkten Zusammenhang miteinander stehen: Die Schlagwörter heißen 
Touristenbeschäftigungs-Stopp und Ausländerbeschäftigungsgesetz. Aufgrund der 
angespannten wirtschaftlichen Lage erteilte das Sozialministerium einen Erlass, der 
Richtlinien zur Beschäftigung von Arbeitskräften im Jahr 1974 vorsah. Der Erlass 
vom 1. März 1974, der an alle Landesarbeitsämter ging, hatte die Einschränkung der 
Touristenbeschäftigung sowie das Einfrieren der „Gastarbeiterbeschäftigung“ auf 
den Stand von Oktober 1973 zum Ziel.196 De facto kam dieser Erlass einem Verbot 
der Touristenbeschäftigung gleich.197 Etwa zeitgleich zu diesem Erlass entflammten 
die Diskussionen rund um das Ausländerbeschäftigungsgesetz – oder 
„Gastarbeitergesetz“, wie es in den Medien oft genannt wurde – wieder. Die 
Diskussion von Seiten des Sozialministeriums und der Gewerkschaften stand ganz 
im Zeichen des „Krisenschutzes“ für Arbeitsplätze. Statt „Gastarbeiter“ sollten 
Österreicher eingestellt werden: 
Die Wirtschaftsvertreter stellten sich gegen die geplanten strikteren Regelungen. Die 
oberösterreichische Handelskammer meldete beispielsweise in einer Aussendung, 
dass das geplante Gesetz in krassem Widerspruch zu den Bestrebungen den 
                                                 
196 Vgl. Jahrbuch der österreichischen Wirtschaft (1975:93). 
197 Vgl. o.V.: Bremse für „Touristen-Gastarbeiter“, in: Arbeiter Zeitung, 17.04.1974. 
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Arbeitsmarkt zu liberalisieren stehen würde.198 Die Industriellenvereinigung 
argumentierte, dass der durch das geplante Ausländerbeschäftigungsgesetz 
ausgelöste „Gastarbeiterstopp“ stabilitätsfeindlich sein würde199 und berief sich dabei 
auf die Aussage des Wirtschaftsforschungsinstituts: 
„Das Institut für Wirtschaftsforschung kommt zu dem Schluß, daß auch für den Fall, 
daß die ökonomischen Vorteile der Gastarbeiterbeschäftigung auf lange Sicht 
abnehmen, plötzliche Eingriffe vermieden werden müßten, weil das zu 
Anpassungsschwierigkeiten und Wachstumseinbußen führen würde.“200 
Das Ausländerbeschäftigungsgesetz wurde am 20. März 1975 einstimmig201 im 
Parlament angenommen. Bevor ich näher auf die Debatte über den Abbau der 
„Gastarbeiter“ in Zeiten der Rezession eingehe, möchte ich davor kurz die 
Diskussion im Nationalrat am 20. März nachzeichnen. 
 
Exkurs: Ausländerbeschäftigungsgesetz – die Diskussion im Nationalrat 
 
Prinzipiell sprachen sich alle Parteien für das Ausländerbeschäftigungsgesetz aus – 
einig werden konnten sie sich besonders bei dem Aspekt, der die Quartierfrage, die 
auch im Ausländerbeschäftigungsgesetz geregelt ist, betraf: 
„§ 4 Abs. 3 Z.5 dieses Gesetzes sagt, daß für die Erteilung der 
Beschäftigungsbewilligung eine rechtsverbindliche Erklärung des Unterkunftgebers 
notwendig ist, daß dem Ausländer eine für Inländer ortsübliche Unterkunft zur 
Verfügung gestellt wird. Es sollen also mit diesen Bestimmungen Gefahren auf dem 
Wohnungssektor ausgeschaltet werden, die sowohl die österreichische Bevölkerung 
betreffen als auch die Gastarbeiter selbst. (…) Jedenfalls schaffen wir durch die 
Lösung der Wohnfragen für die Gastarbeiter bessere Voraussetzungen für die 
Österreicher und für die Gäste.“202 
                                                 
198 Vgl. o. V: Handelskammer gegen ÖGB – Veto bei Ausländerbeschäftigung, in: 
Oberösterreichische Nachrichten, 20.06.1974. 
199 Vgl. Pressedienst der Industrie, Folge 5.625, 28.06.1974.  
200 Vgl. Gatnar, Anton: Empfehlung des Wirtschaftsforschungsinstitutes für Reduktion des 
Gastarbeiterzuwachses, in: Ö1 Mittagsjournal, Dokumentation: Klub der SPÖ, 02.05.1974. 
201 Vgl. Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 
202 Schranz, zit. nach: Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 
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Die ÖVP argumentierte, dass sie für das „Gastarbeitergesetz“ sei, weil durch die 
Regelungen nun der Ausbeutung der ausländischen Arbeitskräfte sowohl am 
Arbeitsmarkt als auch am Wohnungsmarkt ein Riegel vorgeschoben würde und es 
solle laut dem ÖVP-Abgeordneten Karl Wedenig so „eingreifen, daß der Zustrom 
von ausländischen Arbeitskräften wirtschaftsgerecht erfolgt“203. Er prangerte jedoch 
auch die „verfehlte Wirtschaftspolitik dieser Regierung“ an, die laut ihm dazu 
geführt habe, dass die Arbeitsplätze der „Gastarbeiter“ nun gefährdet seien.204 
 
Einig waren sich die SPÖ und die FPÖ vor allem in Bezug auf die restriktive Politik 
zum „Schutz der inländischen Arbeitskräfte“. Der SPÖ-Abgeordnete Erich 
Hofstetter, gleichzeitig ÖGB-Funktionär, äußerte sich zum 
Ausländerbeschäftigungsgesetz mit folgenden Worten: 
„So forderte die Bundeswirtschaftskammer die volle Liberalisierung der Arbeitskräfte, 
wir jedoch verlangten eine Absicherung für die inländischen Arbeitskräfte und auch 
die notwendigen Vorkehrungen für die entsprechenden Unterkünfte.“205 
FPÖ-Abgeordneter Werner Melter machte darauf aufmerksam, dass die FPÖ schon 
zwei Jahre davor gewarnt habe, dass „mit der Beschäftigung von Gastarbeitern 
natürlich auch vielseitige Verpflichtungen und Belastungen verbunden sind“206. 
Auch äußerte sich Melter zu der von der FPÖ präferierten „Integrationspolitik“: 
„Wir haben (…) sehr eindeutig erklärt, daß wir die Verankerung der Gastarbeiter in 
ihrem eigenen angestammten Volkstum wünschen und nicht deren Assimilierung.“207 
Abgesehen von Melter sprach nur der ÖVP-Abgeordnete Walter Hauser die 
Integrationsfrage der „Gastarbeiter“ an, jedoch in Bezug auf die Integration in ganz 
Europa:  
„Ihre Integration war von Anfang an fraglich und von den Beteiligten, und zwar von 
jedwedem Beteiligten, offenbar selbst gar nicht in Aussicht genommen. Ihre Rückkehr 
                                                 
203 Wedenig, zit. nach: Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 
204 Vgl. Ebenda. 
205 Hofstetter, zit. nach: Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 




in die Heimat nach einer gewissen Aufenthaltszeit im Gastland schien ohnedies immer 
die Regel zu sein.“208 
Er kritisierte dies jedoch, weil er der Meinung war, dass beispielsweise die 
Sprachschwierigkeiten der „Gastarbeiter“ auch ein Problem der Österreicher seien 
(siehe S.65) und erklärte nüchtern: „Hier handelt es sich um eine 
Schutzgesetzgebung für inländische Arbeitskräfte“209, was laut ihm dazu führen 
könne, dass österreichische Betriebe im Vergleich zu ausländischen Betrieben, wo 
auf dieses Arbeitskräftepotential zurückgegriffen wird, nicht mehr konkurrenzfähig 
wären.210 
 
Vereinfacht gesagt gab es je nach Parteizugehörigkeit zwei Blöcke: Die SPÖ pochte 
auf Protektionismus, die ÖVP auf eine Liberalisierung des Arbeitsmarktes. Diese 
verschiedenen Ansichten spalteten die Parteien und die Interessensvertretungen von 
Anfang an. Anhand der Diskussion über die „Rückführung“ ausländischer 
Arbeitskräfte in Zeiten der Rezession möchte ich darauf noch einmal eingehen. 
 
Rezession – Was tun mit den ausländischen Arbeitskräften? 
 
In dieser Diskussion bildeten sich Befürworter und Gegner von einer raschen 
Reduzierung von „Gastarbeitern“ in Zeiten der Rezession. Wie erwähnt war die Seite 
der Wirtschaft gegen einen raschen Abbau, auf Seiten des ÖGB und der Regierung 
sprach man sich hingegen für einen raschen Abbau aus: 
„Gewerkschaftsbund und politische Parteien sind da einmal ganz einer Meinung: der 
Gastarbeiter muß weg, sobald Gefahr besteht, daß er heimischen Arbeitskräften den 
Platz wegnehmen könnte. Humanitäre Überlegungen zählen nur bei 
Diskussionsveranstaltungen, dieses Mäntelchen wird bei Bedarf schnell und offen 
weggelegt.“211 
                                                 
208 Hauser, zit. nach: Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 
209 Ebenda. 
210 Vgl. Ebenda. 
211 Friedl, Dieter P.: Stiefkinder zum „Wegwerfen“?, in: Die Presse, 22.05.1975. 
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Auch Hanni Konitzer von der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vermerkte in ihrem 
Artikel, dass die österreichischen Gewerkschaften viel härter gegen „Gastarbeiter“ 
vorgehen würden als deutsche Gewerkschaften: 
„Sie haben durchgesetzt, daß bei Entlassungen vorrangig Ausländern gekündigt 
werden müssen, selbst wenn es sich bei solchen um qualifiziertere Arbeitskräfte 
handelt als bei entlassungsgefährdeten Österreichern.“212 
Obwohl der ÖGB in Aussendungen und in Artikeln in gewerkschaftsnahen 
Zeitungen betont, dass ausländische und inländische Arbeitnehmer gleichberechtigt 
sein sollen und dass „Gastarbeiter“ nicht als Menschen zweiter Klasse angesehen 
werden dürfen,213 setzt er sich nicht für die ausländischen Arbeitnehmer ein – kein 
Wort verliert er in den von mir untersuchten Unterlagen über die rund 34.000214 
„Gastarbeiter“, die in der ersten Hälfte des Jahres 1975 das Land verließen. Kein 
einziges Mal schlägt er sich auf die Seite der 40.000 bis 50.000215 ausländischen 
Arbeitskräfte, die ebenfalls in der ersten Hälfte 1975 gekündigt wurden.  
 
Der ÖGB befand sich in dieser Zeit in einer misslichen Lage: Einerseits lief es dem 
gewerkschaftlichen Credo sich mit allen Arbeitern zu solidarisieren zuwider, wenn 
die Gewerkschaften zwischen ausländischen und inländischen Arbeitnehmern 
unterscheiden. Andererseits sah sich der ÖGB verantwortlich dafür, inländische 
Arbeitskräfte zu schützen. Dieses Spannungsverhältnis kommt in vielen Artikeln aus 
der Gewerkschaftspresse zum Ausdruck.216 
 
                                                 
212 Konitzer, Hanni: Die Hintergründe der anhaltenden Vollbeschäftigung, in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, 08.09.1975. 
213 Vgl. ÖGB-Rednerdienst (1973:18); Hofstetter, Erich: Ausländische Arbeitskräfte: Ist die Grenze 
erreicht?, in: Arbeit und Wirtschaft, November 1973, S. 58. 
214 Vgl. Konitzer, Hanni: Die Hintergründe der anhaltenden Vollbeschäftigung, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 08.09.1975. 
215 Vgl. o.V.: Die Gastarbeiter verhinderten Kündigungswelle bei Österreichern, in: 
Oberösterreichische Nachrichten, 02.09.1975. 
216 Vgl. beispielsweise o.V.: Brüderlichkeit in unserer Zeit, in: ÖGB-Bildungsfunktionär, Nr. 112, 
1971, S. 9; Moravec, Ernst: Der andere Kollege, in: Arbeit und Wirtschaft, Oktober 1971, S. 8.; 
o.V.:Begrenzung der Zahl der Gastarbeiter – Schutz für die Gastarbeiter, in: Der Lebensmittel 
Arbeiter, 22.02.1974; Tätigkeitsbericht des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (1975:45).  
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In dieser Zeit wurde oft von Kurzarbeit und Kündigungen gesprochen, in manchen 
Bundesländern wie etwa in Vorarlberg sprachen sich die Regierungen für eine 
Begrenzung der fremdsprachigen Bevölkerung auf zehn Prozent aus.217 
„Gastarbeiter“ wurden darüber hinaus als „Konjunkturpolster“218 gesehen – durch 
ihren Abbau würde die Arbeitslosenquote in Österreich geringer ausfallen:219 
„Daß sich diese Kündigungswelle nicht in einem Heer von Arbeitslosen niederschlägt, 
ist den Gastarbeitern zu verdanken: Durch die Verringerung der Gastarbeiterzahl 
konnten 30.000 Österreicher Beschäftigung finden, schreibt das 
Wirtschaftsforschungsinstitut in seinem Monatsbericht.“220 
Auch im Tätigkeitsbericht des Österreichischen Gewerkschaftsbundes aus dem Jahr 
1975 wurde angemerkt, dass der Abbau von ausländischen Arbeitskräften 
„zweifellos“ eine Verringerung der Arbeitslosenzahlen bewirkt hat.221 
 
Diese Meinung teilte der Soziologe und Meinungsforscher Ernst Gehmacher nicht. 
Er war einer der meistgefragten Wissenschaftler, die sich zum „Gastarbeiterthema“ 
in dieser Zeit zu Wort meldeten. Seine Meinung wurde sowohl in den Mainstream-
Medien, in der Gewerkschaftspresse, als auch beim „Arbeitskreis für soziologische 
und ökonomische Studien“ und in Unterlagen des „Beirats für Wirtschafts- und 
Sozialfragen“ abgedruckt. Gehmacher warnte sogar davor arbeitslose „Gastarbeiter“ 
abzuschieben, da sich kaum Österreicher bereit erklären würden in Zeiten eines 
Aufschwungs ihre Jobs zu übernehmen.222 Dieser Meinung waren auch Vertreter aus 
der Wirtschaft. In der österreichischen Bauzeitung des Fachverbands der 
Bauindustrie steht dazu: 
„Was hätte das zur Folge würde man der Bauwirtschaft Tausende Hilfskräfte 
entziehen? Eines ist sicher, der erwartete Effekt, daß nun Tausende Österreicher, auch 
                                                 
217 Vgl. unter anderem B.S.: Will man ihre Familien heimschicken?, in: Präsent, Nr. 32, 08.08.1974. 
218 O.V.: Wie Vorurteile entstehen, in: Wiener Tagebuch, Oktober 1975. 
219 Vgl. o.V.: Die Gastarbeiter verhinderten Kündigungswelle bei Österreichern,  
in: Oberösterreichische Nachrichten, 02.09.1975.  
220 O.V.: Die Gastarbeiter verhinderten Kündigungswelle bei Österreichern, in: Oberösterreichische 
Nachrichten, 02.09.1975. 
221 Tätigkeitsbericht des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (1975:45). 
222 Vgl. o.V.: Keine Visa für Gastarbeiter, in: Kurier, 02.12.1974. 
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wenn sie beschäftigungslos sein würden, als Hilfsfarbeiter in die Bauwirtschaft gehen, 
tritt gewiß nicht ein.“223 
Neben diesem Themenkomplex wurde vor allem 1975 über die im September 1975 
stattfindenden Arbeiterkammerwahlen in der Öffentlichkeit diskutiert. Da ich das 
passive Wahlrecht der „Gastarbeiter“ zur politischen Integration der „Gastarbeiter“ 
zähle, wird dieser Themenkomplex im nächsten Abschnitt ausführlicher dargestellt. 
 
4.2 Die Integration als Notwendigkeit und Nutzen für Österreich 
 
Wie bereits in Kapitel 2.2.2 dargelegt, wurde die  Integration der „Gastarbeiter“ in 
dieser Zeit so argumentiert, dass sie für Österreich notwendig sei und wenn möglich 
einen Nutzen haben sollte. Vinzenz Balogh von der Diözese Linz sprach sich 1971 
bei der 3. Österreichischen Konferenz für Sozialarbeit in Wien für eine Integration 
der „Gastarbeiter“ aus, damit sie am wirtschaftlichen Leben teilnehmen könnten 
(Nutzen) und der soziale Frieden in Österreich gewährleistet sei (Notwendigkeit).224 
Auch Leopold Spira vom Institut für empirische Sozialforschung und Mitarbeiter bei 
einigen Studien zum Thema „Gastarbeiter“ setzte sich bei einem Seminar in 
Deutschfeistritz 1974 für eine Integration der ausländischen Arbeitskräfte ein, da es 
im „österreichischen Interesse“ liege „soziale und politische Spannungen nicht 
anwachsen zu lassen, sondern ihnen rechtzeitig entgegenzuwirken“225 
(Notwendigkeit). Ein Jahr davor, bei der Enquete der Oberösterreichischen AK und 
des ÖGB, regte der deutsche Soziologe Friedrich Fürstenberg an, dass nur jene 
„Gastarbeiter“ integriert werden sollen, die Österreich von Nutzen sein könnten.226 
 
Die Aussagen von Balogh, Spira und Fürstenberg sehe ich aus drei Gründen als 
keine Einzelmeinungen an: Erstens wurden die drei Männer als Experten bei 
                                                 
223 O.V.: Bauwirtschaft braucht Gastarbeiter, in: Österreichische Bauzeitung, Nr. 43, 25.10.1975. 
224 Vgl. Balogh (1972:70). 
225 Spira, zit. nach: Herper, Karl-Heinz: „Menschenrechte auch für Kolaric?“, in: Kleine Zeitung, 
15.05.1974. 
226 Vgl. Fürstenberg (1973:17). 
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Tagungen der Sozialpartner eingeladen. Zweitens wurden ihre Meinungen öffentlich 
kundgetan und ihre Zitate fanden Eingang in die Mainstream-Medien und in 
Publikationen, die als Empfehlungen beziehungsweise zur Aufklärung der 
„Gastarbeiterthematik“ genützt wurden. Drittens habe ich in dem von mir 
untersuchten Material keine Argumente von Politikern, Journalisten oder Mitgliedern 
der Sozialpartnerschaft gefunden, die explizit darauf hinwiesen, wie wichtig 
Integrationsmaßnahmen für „Gastarbeiter“ zu ihrem Nutzen wären. Der ÖVP-
Abgeordnete Walter Hauser argumentierte beispielsweise in der Nationalratssitzung 
vom 20. März 1975, dass jedes Handicap der „Gastarbeiter“ – 
Verständigungsschwierigkeiten, geringe Ausbildung, schlechte Wohnsituation – in 
Wahrheit „auch ein gewisses Handicap für den Inländer“227 darstelle.  
 
Natürlich kann der Nutzen einer Integration der „Gastarbeiter“ für Österreich nicht 
strikt von dem Nutzen für die „Gastarbeiter“ persönlich getrennt werden. Wenn 
Medien über die desolate Wohnsituation von „Gastarbeitern“ schreiben,228 Institute 
wie das „Institut für empirische Sozialforschung“ sich damit auseinandersetzen229 
oder die Gewerkschaftspresse fordert, dass die Wohnsituation der „Gastarbeiter“ 
verbessert werden müsse230, dann ist das immer auch zum Vorteil von Österreich, 
weil eine Ghettoisierung einer Minderheit immer auch problematisch für die gesamte 
Gesellschaft ist.231 Ebenfalls am 20. März 1975, bei der Diskussion über die 
Verabschiedung des neuen Ausländerbeschäftigungsgesetzes, brachte der SPÖ-
Abgeordnete Edgar Schranz es auf den Punkt, warum die Wohnsituation der 
„Gastarbeiter“ verbessert und die Hausbesitzer zur Verantwortung gezogen werden 
müssten:  
„Wir tun das vor allem auch im Interesse der österreichischen Bevölkerung, denn hier 
schafft die Profitpolitik der Hausbesitzer eine ungeheure Gefährdung der Österreicher, 
                                                 
227  Hauser, zit. nach: Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 
228 Vgl. beispielsweise o.V.: Wird das alte Wien zu Kolaric-Massenslum?, in: Kurier, 08.02.1973. 
229 Vgl. Spira (1972:33ff). 
230 Vgl. beispielsweise Hofstetter, Erich: Ausländische Arbeitskräfte: Ist die Grenze erreicht?, in: 
Arbeit und Wirtschaft, November 1973, S. 57; o.V.: Gastarbeiter integriert, in: Die Presse, 
18.06.1974. 
231 Vgl. Spira (1972:36f). 
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eine gesundheitliche Gefährdung durch Ansteckungsmöglichkeiten und auch eine 
ständige Belästigung durch das Zusammendrängen von mit den österreichischen Sitten 
und Gebräuchen nicht vertrauten Ausländern und damit auch eine weitgehende 
Beeinträchtigung der Wohnqualität, der Lebensqualität für die österreichische 
Bevölkerung.“232 
 
Ein anderes Beispiel, wo für eine Integration der „Gastarbeiter“ argumentiert und wo 
gleichzeitig der Nutzen für die Inländer betont wird, findet man bei den 
Stellungnahmen der Gewerkschaften. Wenn sie sich dafür einsetzen, dass 
„Gastarbeiter“ Deutsch lernen, damit sie sich besser in der Arbeitswelt zurecht 
finden,233 ihr Wahlrecht bei den Betriebsratswahlen und Arbeiterkammerwahlen 
besser wahrnehmen können234, so hat das auch Vorteile für die Betriebe 
beziehungsweise für jene, die die Stimmen der „Gastarbeiter“ bekommen. Da die 





Erst das Recht einer Teilhabe an politischen Prozessen durch das aktive oder passive 
Wahlrecht befähigt eine Person als vollwertiges Mitglied einer Gesellschaft aktiv die 
Realität mitzubestimmen. Zuwanderer sind bis zur Erlangung der Staatsbürgerschaft 
von diesem essentiellen Bereich zu einem großen Teil ausgeschlossen. Das 
Wahlrecht ist jedoch eine wichtige Facette im Integrationsprozess, denn wer in der 
Politik mitbestimmen kann, wird ein Verantwortungsgefühl für weite Bereiche des 
gesellschaftlichen Lebens entwickeln. Bereits 1976 konstatierte der „Beirat für 
Wirtschafts- und Sozialfragen“, dass die Beschränkung der Teilnahme am 
politischen Leben „zu einem integrationshemmenden abweichenden Verhalten und 
damit zu einer Quelle sozialen Konflikts führen kann“235. 
 
                                                 
232 Schranz, zit. nach: Stenografisches Protokoll NR 140, XIII. GB, 20.03.1975. 
233 Vgl. Moravec, Ernst: Der andere Kollege, in: Arbeit und Wirtschaft, Oktober 1971, S. 5. 
234 Vgl. ÖGB-Rednerdienst (1973:16). 
235 Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:57). 
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„Gastarbeiter“ hatten das aktive Wahlrecht für Betriebs- und Arbeiterkammerwahlen 
und konnten somit zumindest teilweise ihre Arbeitsrealität mitbestimmen. In diesem 
Abschnitt möchte ich deshalb überblicksmäßig die Diskussion vor den 
Arbeiterkammerwahlen im September 1974 darstellen. 
 
Der ÖGB war ein vehementer Befürworter, dass „Gastarbeiter“ sowohl bei den 
Betriebsratswahlen als auch bei den Arbeiterkammerwahlen teilnehmen können. Im 
Generalkollektivvertrag zwischen dem ÖGB und der BWK vom Dezember 1970 
über die Beschäftigungsbedingungen ausländischer Arbeitskräfte wurde unter 
anderem festgeschrieben, dass sich die Betriebsräte Hilfe von 
„Gastarbeitersprechern“ holen können.236 Dabei hat sich zufolge des ÖGB-
Rednerdienstes aus dem Jahr 1973 die Unternehmerseite verpflichtet keine 
Benachteiligung dieser Sprecher zu dulden. Der ÖGB führte jedoch aus, dass es nur 
„sehr wenige“ österreichische Betriebsräte gibt, die von der Regelung Gebrauch 
machen.237 Auch die Soziologin Helga Matuschek vertrat 1985 in ihrem Aufsatz über 
die Ausländerpolitik zwischen 1962 und 1985 die Meinung, dass sich durch diese 
Vereinbarung die Arbeitssituation der Ausländer kaum verändert hatte.238 
 
Im Juli 1973 wurde das Arbeiterkammergesetz novelliert, wodurch auch jene 
ausländischen Arbeitskräfte das aktive Wahlrecht bekamen, die weniger als ein Jahr 
in Österreich arbeiteten. Dies führte zu intensiven Diskussionen sowohl im 
Nationalrat als auch in der Öffentlichkeit. Bei der 76. Sitzung des Nationalrats am 3. 
Juli 1973 warf der Abgeordnete Walter Suppan von der ÖVP den sozialistischen 
Vertretern vor die „Gastarbeiter“ als „Stimmvieh“ zu benutzen. Der Abgeordnete 
Franz Babanitz von der SPÖ konterte: 
„Die sozialistische Fraktion hat das bisher nicht getan und wird es auch in Zukunft 
nicht tun.“239 
                                                 
236 Vgl. ÖGB-Rednerdienst (1973:8); Ströer, Alfred: Gewerkschaftlicher Einsatz für die 
Menschenrechte der Gastarbeiter, in: Das Menschenrecht, Österreichische Liga für Menschenrechte, 
März 1974, S. 5; Matuschek (1985:178). 
237 Vgl. ÖGB-Rednerdienst (1973:8). 
238 Vgl. Matuschek (1985:178). 




Sowohl in der Nationalratssitzung als auch später in der öffentlichen Diskussion 
bildeten sich zwei Blöcke heraus. Der sozialistische Block hielt am Wahlrecht für 
„Gastarbeiter“ fest, der ÖVP-Block sprach sich für einen eigenen Wahlkörper für 
„Gastarbeiter“ aus.240 So auch der Österreichische Arbeiter- und Angestelltenbund 
(ÖAAB)241 und Vertreter von Seiten der Industrie, wie etwa Armin Rhomberg, 
geschäftsführender Gesellschafter aus Dornbirn:  
„Hier ist man den verkehrten Weg gegangen (…). Anstatt die Gastarbeiter durch eine 
derartige Wahlordnung zum Stimmvieh zu degradieren und sie in der Vorwahlzeit den 
politischen Einflüsterungen von allen Seiten auszusetzen, hätte man besser daran 
getan, eine eigene Gastarbeiter-Vertretung im Rahmen der Arbeiterkammer zu 
installieren.“ 242 
Von Seiten der freiheitlichen Arbeitnehmervertretungen wurden die Vorwürfe 
erhoben, dass die SPÖ der Gleichstellung im Arbeiterkammerwahlrecht nur deshalb 
zugestimmt hatte, weil die SPÖ erwarte, „daß die ‚kommunistisch vorgebildeten‘ 
(Jugoslawen) am ehesten den Sozialisten ihre Stimmen geben würden“243. 
 
Ob die Freiheitlichen und auch die ÖVP, die hinter der Wahlrechtsreform politisches 
Kalkül witterten, recht hatten, muss erst noch wissenschaftlich untersucht werden. 
Ein Beispiel für die Wahlwerbemethoden der Vorarlberger SPÖ vor den AK-Wahlen 
sprach der ÖVP-Abgeordnete Hans Pitschmann bei der Bundesratssitzung am 04. 
April1975 an:  
„Aber wie wurde bei den Arbeiterkammerwahlen in Vorarlberg mit den Gastarbeitern 
Politik gemacht. Die jugoslawischen Zeitungen, ‚Danas‘ und wie sie alle heißen, 
haben nur für die SPÖ-Kandidaten Propaganda gemacht. In den Zeitungen für die 
Gastarbeiter waren die Namen der SPÖ-Kandidaten sogar slawisiert.“244 
                                                 
240 Vgl. o.V.: Kohlmeier und Busek nominiert, in: Wiener Zeitung, 13.09.1974. 
241 Vgl. o.V.: Gastarbeiter, in: Freiheit, 13.09.1974; Vytiska, Herbert: Statt aktiv ins AK-Tief, in: 
Österreichische Monatshefte, Oktober 1974, S. 12. 
242 O.V.: Die Industrie braucht einen kompetenten Gesprächspartner, in: Vorarlberger Nachrichten, 
13.09.1974. 
243 O.V.: Gastarbeiter integriert, in: Die Presse, 18.06.1974. 
244 Pitschmann, zit. nach: Stenografisches Protokoll BR 340, 04.04.1975. 
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Ob die Aussage von Pitschmann der Realität entsprach, konnte ich nicht überprüfen, 
der Ausgang der AK-Wahlen 1974 zeigte jedoch, dass die „Gastarbeiter“ in der Tat 
mehrheitlich die SPÖ wählten: Rund 80 Prozent stimmten für diese Partei. Es muss 
jedoch angemerkt werden, dass die Wahlbeteiligung gerade einmal bei 40 Prozent 
der wahlberechtigten „Gastarbeiter“ lag.245  
 
Von der Hand zu weisen ist jedoch nicht, dass die gewerkschaftliche Organisation 
der „Gastarbeiter“ dem ÖGB mehr Macht in seiner Verhandlungsposition einbrachte. 
Hier sind wir wieder bei meinem Argumentationspunkt, dass die Integration der 
„Gastarbeiter“ – auch auf politischer Ebene – einen Nutzen für Österreich 
beziehungsweise für Teile der österreichischen Gesellschaft brachte. Obwohl sich 
der ÖGB für die „Gastarbeiter“ einsetzte, wird in seiner Argumentation deutlich, um 
wen es ihm letztendlich geht: 
„Die Gewerkschaften sind sich aus ihrer ganzen Erfahrung nur allzu deutlich der 
Tatsache bewußt, daß die Unternehmer Verschlechterungen der Rechte der 
Arbeitnehmer stets vorerst bei kleinen Gruppen versucht haben, um sie dann weiter 
auszudehnen. Jede Schlechterstellung irgendeiner Gruppe von Arbeitnehmern 
bedeutet eine Gefährdung der Rechte aller Arbeitnehmer, auch der inländischen.“246 
 
4.3 Die Ausrichtung der Integrationsmaßnahmen auf eine kurze 
Verweildauer 
 
Die österreichischen Behörden, Politiker, Sozialpartner und auch die heimische 
Bevölkerung rechneten – wie erwähnt – damit, dass die „Gastarbeiter“ sich nur kurze 
Zeit in Österreich aufhalten würden. Das Rotationsprinzip wurde dadurch formal 
erfüllt, dass Beschäftigungs- und Arbeitsgenehmigungen auf höchstens zwölf 
Monate erteilt wurden. Diese Regelung galt an sich schon einmal als 
                                                 
245 Vgl. o.V.: Arbeiterkammerwahlen, in: Salzburger Nachrichten, 10.10.1974; o.V.: ÖAAB für 
Reform des Gastarbeiterwahlrechts, in: Freiheit, Nr. 41, 11.10.1974. 
246 ÖGB-Rednerdienst (1973:14f); Siehe auch: Hofstetter, Erich: Ausländische Arbeitskräfte: Ist die 
Grenze erreicht?, in: Arbeit und Wirtschaft, November 1973, S. 58. 
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integrationshemmend, da die Betroffenen nie wussten, ob ihre Genehmigungen 
verlängert werden würden.247 Ausgehend von dieser Prämisse, dass die 
„Gastarbeiter“ sich nicht längerfristig in Österreich aufhalten würden, wurde der 
Großteil der Integrationsmaßnahmen darauf ausgerichtet, dass man den „Gästen“ den 
„Aufenthalt“ so „angenehm“ wie möglich machen wollte.248 
 
Wie in Kapitel 3.1.7 beschrieben, wurden eine Reihe von Integrationsmaßnahmen 
initiiert, die den „Gastarbeitern“ auf betrieblicher Ebene (zum Beispiel durch 
zweisprachige Broschüren über Sicherheitsvorkehrungen am Arbeitsplatz oder 
mittels Beratungsstellen, die von den Gewerkschaften und der Arbeiterkammer zur 
Verfügung gestellt wurden249), auf gesellschaftlicher Ebene (zum Beispiel durch 
„Gastarbeiterclubs“, wo in speziellen Räumen Freizeitaktivitäten abgehalten werden 
konnten250 oder durch Beratungseinrichtungen wie die des Wiener Zuwanderer-
Fonds251) und auf politischer Ebene (zum Beispiel durch Wahlen zum 
„Gastarbeitersprecher“252, der wiederum die Anliegen der „Gastarbeiter“ vorbringen 
konnte) den die Zeit in Österreich erleichtern sollten. Während es den Vertretungen 
der Wirtschaft laut dem „Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen“ vor allem an einer 
betrieblichen und ökonomischen Integration etwa an einer Anpassung der 
„Gastarbeiter“ an das Konsumverhalten an dem der Österreicher interessiert war253, 
zielte das Engagement beispielsweise des ÖGB und der Arbeiterkammer auch in eine 
andere Richtung:  
„Der ÖGB fördert (…) die Gründung von Gastarbeiterklubs, stellt ihnen die nötigen 
Materialien und auch geeignete Filme zur Verfügung, unterstützt die Veranstaltung 
                                                 
247 Vgl. Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:55). 
248 Vgl. Beheim, Ilse: Die Gastarbeiterin in Österreich, in: Arbeit und Wirtschaft, Dezember 1969,  
S. 55; Ströer, Alfred: Gewerkschaftlicher Einsatz für die Menschenrechte der Gastarbeiter, in: Das 
Menschenrecht, Österreichische Liga für Menschenrechte, März 1974, S. 5.  
249 Vgl. Ströer, Alfred: Gewerkschaftlicher Einsatz für die Menschenrechte der Gastarbeiter, in: Das 
Menschenrecht, Österreichische Liga für Menschenrechte, März 1974, S. 5. 
250 Vgl. Ebenda.  
251 Vgl. Henning (1992:5). 
252 Vgl. Ritopecki, Slobodanka: Der „Gastarbeiter“ und seine nicht immer gastliche Arbeitswelt, in: 
standpunkte, Mai 1975, S. 4. 
253 Vgl. Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:61). 
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von Heimatabenden mit bekannten Künstlern, z.B. aus Jugoslawien. Darüber hinaus 
fördern die Gewerkschaften Lernwillige, die sich höher qualifizieren wollen.“254 
Das oben angeführte Zitat stammt von Alfred Ströer, einem damals leitenden 
Sekretär des ÖGB, andere Quellen wie beispielsweise der Aufsatz von Peter Peyer255 
bestätigen seine Aussage. Parallel zu den einzelnen Initiativen des ÖGB, der AK, der 
BWK oder der Industriellen Vereinigung, entwickelten sich in Vorarlberg, Tirol, 
Salzburg und in der Steiermark „Gastarbeitervereine“ und in Wien der Wiener 
Zuwanderer-Fonds, auf den ich weiter unten noch näher eingehen werde. Diese 
Einrichtungen übernahmen eine Reihe von Aufgaben. Um ein paar davon 
aufzuzählen, möchte ich die Worte von Siegfried Pflegerl, dem ehemaligen Leiter 
der Österreichischen Anwerbekommission in Istanbul, verwenden, da ich sie als 
besonders aussagekräftig für die Einstellung in dieser Zeit halte:256  
- Die Förderung der „Gastarbeiter“ in sozialen und kulturellen Belangen „auf 
die Dauer ihrer Anwesenheit mit dem Ziel der völligen Gleichstellung der 
ausländischen Arbeitnehmer (…) mit den österreichischen 
Arbeitnehmern“257; 
- „die Ermutigung und Aktivierung der GA, ihren Lebensstil an die in 
Österreich geltenden Sitten und Gebräuche anzupassen und die deutsche 
Sprache zu erlernen“258; 
- Unterstützung bei Veranstaltungen, Tagungen und Kursen; 
- Vertrieb von Zeitungen, Büchern; 
- Vermietung von „Spiel-, Lehr- und Kulturfilmen“259; 
- Vermietung und Verwertung von Räumen und Wohnungen; 
- Einrichtung und Betrieb von „Sozial- und Kulturzentren“260; 
                                                 
254 Ströer, Alfred: Gewerkschaftlicher Einsatz für die Menschenrechte der Gastarbeiter, in: Das 
Menschenrecht, Österreichische Liga für Menschenrechte, März 1974, S. 5. 
255 Vgl. Peyer, Peter: „Gehen Sie an die Arbeit“. Zur Geschichte der „Gastarbeiter“ in Wien 1964-
1989. In: Wiener Geschichtsblätter, 59/1, 2004, S.1-19. 







- Hilfestellung bei der Ausübung eines Gewerbes; 
- Unterstützung bei der Pflege von Beziehungen zu sozialen und kulturellen 
Organisationen im In- und im Ausland. 
Der Großteil der oben genannten Aufgabenbereiche dreht sich um die 
Freizeitgestaltung der „Gastarbeiter“ und ist per se noch keine Unterstützung auf 
einer tiefergreifenden Ebene, die auf eine längerfristige Integration abzielen 
könnte.261 Bemerkenswert ist vor allem der erste Punkt, den Pflegerl nennt: Es geht 
um die Unterstützung „auf die Dauer ihres Aufenthalts“. 
 
Exkurs: Wiener Zuwanderer-Fonds 
 
Um zu vermitteln, was so eine Einrichtung konkret getan hat, möchte ich kurz auf 
den Wiener Zuwanderer-Fonds eingehen, der um die Jahreswende 1971/72 von der 
Stadt Wien und den Sozialpartnern gegründet wurde. Der Name sollte jedoch nicht 
suggerieren, dass die Beratungsstelle primär darauf ausgerichtet war, „Gastarbeitern“ 
die Zuwanderung und einen permanenten Aufenthalt in Österreich zu erleichtern. Ein 
Großteil der Arbeit, die der Wiener Zuwanderer-Fonds verrichtete (und auch noch 
heute verrichtet) ist an „Zuwanderer“ aus den Bundesländern adressiert.262 
Abgesehen von der Beratung der Österreicher, bot der Zuwanderer-Fonds jedoch 
auch den „Gastarbeitern“ Unterstützungsleistungen an. Allein im Jahr 1974 beriet der 
Wiener Zuwanderer-Fonds laut seines Pressedienstes Migra 15.000 „Gastarbeiter“.263 
Er stellte dafür mehrsprachige Informationsbroschüren zur Verfügung, Dolmetscher 
halfen die Sprachbarrieren zu überwinden. Besonders die speziellen 
Beratungsstellen, wie z.B. die ab September 1974 eingerichtete 
Mutterberatungsstelle für jugoslawische Frauen, wurden von vielen 
„Gastarbeiterinnen“ in Anspruch genommen.264 Abgesehen von der Unterstützung 
bei der Wohnungssuche und von den Beratungstätigkeiten veranstaltete der Wiener 
                                                 
261 Vgl. Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:59). 
262 Vgl. Henning (1992:5). 
263 Vgl. Migra (2/1975:1). 
264 Vgl. Migra (3/1975:3); Von Oktober 1974 bis März 1975 kletterte die Anzahl der Frauen, die sich 
monatlich beraten ließen von 271 auf 425. 
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Zuwanderer-Fonds auch Feste, Konzerte oder auch einmal eine Donauschifffahrt für 
die „Gastarbeiter“ in Wien.265 Bei den Veranstaltungen waren „Gastarbeiter“ aus 
Jugoslawien und der Türkei meist getrennt und die Feste wurden auch nur in seltenen 
Fällen von Österreichern besucht.266 Dies weist wiederum darauf hin, dass die 
„Integrationsmaßnahmen“ von Seiten des Wiener Zuwanderer-Fonds auf eine 
kurzfristige Aufenthaltsdauer ausgerichtet waren, da sie den Kontakt zwischen den 
Zuwanderern verschiedenster Herkunft und den Österreichern nicht begünstigten – 
im Gegenteil, in dem sie eigene Veranstaltungen für Jugoslawen oder Türken 
organisierten, förderten sie die jeweilige Kultur und stärkten damit die Bindung zum 
Herkunftsland und nicht zum Aufnahmeland.  
 
4.4 Die schulische Integration der „Gastarbeiterkinder“ 
 
Die Diskussion über Integration wurde einerseits ausgelöst durch die desolaten 
Wohnzustände der „Gastarbeiter“ und andererseits – besonders Anfang der 1970er 
Jahre – durch die Kinder der „Gastarbeiter“, die hierzulande zur Schule gehen 
mussten. Zum ersten Mal nahm sich die Landes-Inspektorenkonferenz 1970 dieses 
Themas an.267 Drei Jahre später veranstaltete das Bundesministerium für Unterricht 
und Kunst eine „gesamtösterreichische Enquete über die Ausbildung und Fortbildung 
der Gastarbeiter sowie über die Schulausbildung ihrer Kinder“268, woraus die 
„Informations- und Koordinierungsstelle für die Behandlung der schulischen 
Probleme der Gastarbeiterkinder“269 im Ministerium entstand. Seit dem Schuljahr 
1973/74 wurden dann auch gesamtösterreichische Schulstatistiken erhoben – die 
erste berechnete die „Gastarbeiterkinderzahl“ auf 9884.270 
                                                 
265 Vgl. Migra (2/1975:2). 
266 Vgl. Ebenda, S. 3: „Die Österreicher waren (…) schwach vertreten“. 
267 Vgl. Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft (1983:32). 
268 Vgl. Ebenda. 
269 Vgl. Ebenda. 
270 Für eine genaue Zahlenangabe der „Gastarbeiterkinder“ pro Bundesländer, Städte und auf 




Der Pädagoge Manfred Schlicksbier veröffentlichte im November 1975 einen 
Aufsatz über die schulische Erziehung der „Gastarbeiterkinder“ und sprach darin 
wichtige Problemstellen innerhalb des schulischen Betriebes an: Beispielsweise, dass 
die Lehrer nicht dafür ausgebildet sind, Deutsch als Fremdsprache zu unterrichten,271 
dass sie überbelastet sind, dass ihnen oft die Zeit und das Material fehle, um den 
vorgeschriebenen Unterrichtsstoff in den überfüllten Klassenzimmern 
durchzuarbeiten.272 Zeitgleich betont er wie wichtig die schulische Ausbildung für 
eine Integration der „Gastarbeiter“ ist: 
„Durch den gemeinschaftlichen Schulbesuch könnten nun nicht nur die Vorurteile der 
Kinder, sondern sekundär auch die der Eltern gegenüber Gastarbeitern abgebaut 
werden. Umgekehrt wird auch den Gastarbeitern selbst eine Integration durch die 
Eingliederung ihrer Kinder in unser Schulsystem und durch die Sprachkenntnisse, die 
die Kinder in unserer Schule erwerben, erleichtert. (…) Gastarbeiterkinder, die im 
Gastland bleiben wollen, können wir durch Eingliedern in unser Schulsystem zu 
vollwertigen Arbeitskräften erziehen.“273 
Obwohl der letzte Satz – die Erziehung des „Gastarbeiterkindes“ für den 
Arbeitsmarkt –die Personen zu reinen Arbeitskräften degradiert und alle anderen 
sozialen Aspekte nicht miteinschließt, erscheint die Einstellung Schlicksbiers zu 
diesem Thema im Anbetracht des damals vorherrschenden Klimas sehr 
fortschrittlich. Seine Ansicht, dass die schulische Integration der Kinder auch die 
Integration der Eltern fördert, kommt in der öffentlichen Diskussion nicht vor; im 
Gegenteil – die Argumentationsmuster verliefen 1974/75 in eine ganz andere 
Richtung: „Gastarbeiterkindern“ sollte die schulische Integration in Österreich auch 
bei ihrer Reintegration im Heimatland behilflich sein. So hieß es bei der eingangs 
genannten Enquete 1973: 
                                                                                                                                          
 
des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst, Band 14, Österreichischer Bundesverlag, Wien, 
1978. 
271 Vgl. Ebenda, S. 682. 
272 Vgl. Ebenda, S. 686. 
273 Ebenda, S. 679f. 
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„Allgemeines Ziel der österreichischen Schulpolitik für die Gastarbeiterkinder ist, 
sowohl die Integration in unsere Gesellschaft als auch die Reintegration in die 
Gesellschaft des Heimatlandes vorzubereiten.“274 
Prinzipiell sieht das österreichische Schulgesetz eine völlige Integration der 
„Gastarbeiterkinder“ vor, schließlich herrscht in Österreich Schulpflicht. Um den 
Schülern den Unterricht zu erleichtern, wurden Förderkurse in Deutsch 
eingerichtet275 - zuallererst in Wien und in Niederösterreich 1971/72.276 Wie das 
genau gehandhabt wurde, war von Bundesland zu Bundesland verschieden, da die 
Pflichtschulen in die Kompetenz der Länder fallen. In Wien beispielsweise wurden 
ab Anfang 1975 während des allgemeinen Vormittagunterrichts für rund 2.300 
ausländische Kinder einmal wöchentlich ein Deutschkurs abgehalten, der zwei 
Stunden dauerte.277 In Vorarlberg wurde neben den Deutschkursen seit dem 
Schuljahr 1973/74 zusätzlich Förderkurse in der Muttersprache der 
„Gastarbeiterkinder“ abgehalten. Ausländische Lehrer, die Sonderverträge mit dem 
Landesschulrat hatten, übernahmen diese Stunden.278 Integration sei laut Ottokar 
Seifert vom Unterrichtsministerium nicht als „Austrifizierung“ 279 zu interpretieren: 
„Es werde natürlich keine Absorption einer Minderheit, kein Verzicht auf eigene 
Sprache und Kultur, sondern lediglich eine ausreichende Kenntnis der deutschen 
Sprache als unabdingbare Voraussetzung für gleiche Bildungschancen angestrebt.“280 
Urteilt man rein nach diesen Worten, könnte man dahinter einen 
multikulturalistischen Ansatz vermuten, der dem in Schweden nicht unähnlich ist 
(siehe Kapitel 2.3). Zusätzlich zu den Deutschkursen und muttersprachlichen Kursen 
gab die „Jugend und Volk Verlagsgesellschaft“ zweisprachige Bücher heraus. Ein 
                                                 
274 Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft (1983:32). 
275 Vgl. Lukschanderl, Leopold: Bildung für „Klein-Kolaric“, in: Wiener Zeitung, 07.03.1974; 
Sommersacher, Markus: Schulprobleme bei Gastarbeiterkindern, in: Ö1 Morgenjournal, 
Dokumentation: Klub der SPÖ, 04.05.1974; Kirchhoff, Brigitte: Die Muttersprache wieder lernen, in: 
Arbeiter Zeitung, 30.11.1975. 
276 Vgl. Seifert (1978:7). 
277 Vgl. Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen (1976:60). 
278 Vgl. Sommersacher, Markus: Schulprobleme bei Gastarbeiterkindern, in: Ö1 Morgenjournal, 
Dokumentation: Klub der SPÖ, 04.05.1974. 




Beispiel hierfür ist das Buch „Sandro fährt zu seinem Vater“ von Ernst Adolf 
Ekker.281 Verfolgt man jedoch die Diskussion 1974/75, die in Zeiten der Rezession 
geführt wurde, genauer, so erscheint die Förderung der jeweiligen Kultur der 
„Gastarbeiterkinder“ einmal mehr als politische Strategie, die im Einklang mit der 
von Österreich verfolgten Rotationsstrategie steht. So äußerte sich der Leiter der 
Schulsektion im Unterrichtsministerium, Leo Leitner, 1974: 
„In vier Stufen muß dafür gesorgt werden, daß die Gastarbeiter und ihr Kinder in die 
Bildungssysteme der Aufnahmeländer eingegliedert werden. Die Vorsorge muß schon 
in der Heimat einsetzen, das aufnehmende Land muß auf die ‚Invasion‘ vorbereitet 
werden und später – bist zur Rückgliederung der Kinder, zumindest nebenher 
Unterricht in der Muttersprache anbieten, damit der Kontakt zur Heimat nicht 
abreißt“282. 
Leo Leitner war auch Leiter der österreichischen Delegation, die Ende Mai 1975 bei 
einer gemischten österreichisch-jugoslawischen Expertenkommission für Fragen der 
Schulausbildung jugoslawischer „Gastarbeiterkinder“ teilnahm. Dabei wurde ein 
Abkommen getroffen, das einen Sonderlehrplan für eben diese Kinder vorsah: 
„In der offiziellen Beschreibung des Schulversuchs heißt es, ‚die Schüler sollen 
Gelegenheit erhalten, ihre Muttersprache zu pflegen und Kenntnis über ihr Heimatland 
zu erwerben, damit sie bei späterer Rückkehr keine schulischen Schwierigkeiten 
haben‘.“283 
Der Schulversuch startete nach einem Erlass des Bundesministeriums für Unterricht  
und Kunst im Herbst 1975 an 40 Wiener Volks- und Hauptschulen, in einigen 
Schulen in Linz, Wels und Steyr. Zwölf Lehrer aus Jugoslawien unterrichteten drei 
Mal wöchentlich rund 700 „Gastarbeiterkinder“ in ihrer Muttersprache, in 
„Heimatkunde“, Geografie und Geschichte – alles basierend auf Schulbüchern aus 
Jugoslawien.284 Anzumerken ist, dass auch diese Lehrer – wie alle „Gastarbeiter“ – 
nur befristete Verträge bekamen, die ein Jahr gültig waren: 
                                                 
281 Vgl. URL: http://www.the-reflection.com/files/B02.jpg [05.07.2011]. 
282 Leitner, zit. nach: o.V.: Vierstufenplan für Gastarbeiterkinder, in: Informationsdienst für Bildung 
und Forschung, 15.11.1974. 
283 Kirchhoff, Brigitte: Die Muttersprache wieder lernen, in: Arbeiter Zeitung, 30.11.1975. 
284 Vgl. Ebenda. 
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„Sie haben (…) Wohnungsprobleme und oft auch Kontaktprobleme mit der 
österreichischen Bevölkerung.“285  
Dieser Aspekt wurde in den Medien und auch von Seiten der Politiker nicht 
thematisiert. Im Vordergrund standen die „positiven“ Seiten des Schulversuchs, die 
auch in den Medien während der breiten Berichterstattung über den Schulversuch 
dominierten:286 
„Mit dieser Lösung wird einem berechtigten Wunsch Jugoslawiens Rechnung 
getragen, Auslandsschüler der Heimat nicht zu entfremden, um sie jederzeit wieder – 
ohne Verlust eines Schuljahres – dem jugoslawischen Schulsystem einordnen zu 
können.“287 
 Ein weiterer Schulversuch für türkische „Gastarbeiterkinder“ startete 1976.288 Die 
Aufsicht oblag während des ganzen Zeitraums des Schulversuchs der 
österreichischen Schulbehörde, die dem Inspektor einen zuständigen Fachinspektor 
unterstellte, der die jeweilige Unterrichtssprache beherrschte.289 
 
Dass die schulische Integration der „Gastarbeiter“ darauf ausgerichtet war, mitunter 
die Reintegration ins Heimatland zu fördern, war für mich die überraschendste 
Erkenntnis, die ich aus dem von mir untersuchten Material gewann. Ursprünglich 
ging ich davon aus, dass die „Integrationsmaßnahmen“, die auf schulischer Ebene 
stattfanden, als einzige der Rotationsstrategie entgegenwirkten. Die zwei 
Schulversuche für jugoslawische und türkische „Gastarbeiterkinder“ sind jedoch 
aussagekräftige Beispiele dafür, dass die Entscheidungsträger auch nach dem 
„Anwerbestopp“ nicht einsehen wollten, dass ein großer Teil der „Gastarbeiter“ mit 
ihren Familien bleiben würde. Fast zehn Jahre danach schrieb die 
                                                 
285 Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft (1983:36). 
286 Siehe beispielsweise: o.V.: Einigung über Unterricht für Gastarbeiterkinder, in: Die Presse, 
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„Sozialwissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft“ in ihrer Studie über 
„Gastarbeiterkinder und –jugendliche“ in Österreich: 
„Das derzeitige pädagogische Konzept und seine Durchführung geht zwar vom 
allgemeinen schulpolitischen Ziel aus (…), wird aber wesentlich von den bisherigen 
Grundsätzen der Ausländerbeschäftigungspolitik beeinflußt, die den Aufenthalt aller 
Gastarbeiter und auch deren Kinder in Österreich als nur vorübergehend ansieht. 
Dementsprechend wurden die Fördermaßnahmen der Schule auf das Notwendigste 
beschränkt, auf die Vermittlung der Sprachkenntnisse.“290 
                                                 




Die vorliegende Arbeit zeigt, welchen tiefgreifenden Einfluss die jeweilige 
Einstellung der Entscheidungsträger in Österreich und in Schweden auf die 
Migrationspolitik hatte. Während Österreich für seine restriktive 
Zuwanderungspolitik bekannt ist, wird Schweden in einem Atemzug mit einer 
offenen Zuwanderungspolitik mit einer auf Eingliederung ausgerichteten 
Integrationspolitik genannt. Anhand von aktuellen Beispielen aus dem Bereich der 
Arbeitsmigration möchte ich kurz darlegen, wie sich die Migrationspolitik von 
damals bis heute fortsetzt.  
 
Schweden hat sich von Beginn an aktiv um Arbeitsmigranten bemüht. Es war das 
einzige EU-Land, das seinen Arbeitsmarkt für Staatsangehörige der neuen 
Beitrittsländer, die 2004 und 2007 zur EU gekommen sind, uneingeschränkt geöffnet 
hat. Befürchtungen – wie sie in Österreich vorherrschend sind – dass die neuen 
Arbeitskräfte den Inländern Arbeitsplätze wegnehmen oder die sozialen Leistungen 
übermäßig in Anspruch nehmen – bewahrheiteten sich nicht.291 In Österreich wurde 
der Arbeitsmarkt erst sieben Jahre später für die neuen EU-Länder geöffnet; 
Rumänen und Bulgaren müssen noch bis 2013 um Arbeitsbewilligungen ansuchen. 
 
Auffallend ist auch die unterschiedliche Herangehensweise der Länder in Bezug auf 
Arbeits- und Niederlassungsbewilligungen für Drittstaatsangehörige. Seit 1. Juli 
2011 ist in Österreich eine neue Regelung in Kraft, die das ursprüngliche 
Quotensystem für Arbeitsmigranten ablöst. Früher war es so, dass die Regierung 
gemeinsam mit den Sozialpartnern eine jährliche Niederlassungsquote für 
Schlüsselarbeitskräfte beschloss,292 heute ist ein Kriterienkatalog entscheidend dafür, 
ob die sogenannte „Rot-Weiß-Rot“-Karte ausgestellt wird. Anhand der beruflichen 
Qualifikationen, der Berufserfahrung und der Sprachkenntnisse werden Punkte 
vergeben. Das Arbeitsmarktservice befindet darüber, ob die Antragsteller die 
                                                 
291 Vgl. Parusel (2009:3). 
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besonderen Zulassungskriterien erfüllen.293 In Schweden hingegen gibt es keine 
Kriterien oder Quoten. Seit 15. Dezember 2008 ist  die Arbeitszuwanderung in 
Schweden fast ausschließlich von der Nachfrage der schwedischen Arbeitgeber 
abhängig, da Steuerungsmöglichkeiten von staatlicher Stelle seit stark begrenzt 
worden sind. Ein Arbeitgeber ist verpflichtet, seine Stelle über die 
Arbeitsmarktbehörde öffentlich auszuschreiben – findet sich für den Posten keine 
geeignete schwedische Arbeitskraft, darf der Arbeitgeber einen Bewerber aus jedem 
beliebigen Land anwerben – egal ob die Arbeitskraft gering oder hoch qualifiziert 
ist.294 Jede ausländische Arbeitskraft darf vom ersten Tag an seinen Ehepartner 
mitnehmen, der ebenfalls uneingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt bekommt. 
Die neuen Arbeitskräfte bekommen eine Arbeits- und Aufenthaltsbewilligung auf 
zwei Jahre ausgestellt – mit der Möglichkeit sie zu verlängern.295 Nach vier Jahren 
geht die Bewilligung in eine uneingeschränkte Aufenthaltserlaubnis über, mit der 
sich die Person sowohl in Schweden als auch in anderen EU-Ländern aufhalten und 
dort auch arbeiten kann. In Österreich wird die Rot-Weiß-Rot-Karte lediglich auf ein 
Jahr ausgestellt, der Antragsteller kann danach aber nach „Vorliegen der besonderen 
Voraussetzungen“ eine „Rot-Weiß-Rot-Karte plus“ oder eine 
Niederlassungsbewilligung bekommen. Ein besonders bemerkenswerter Schritt der 
schwedischen Regierung ist die Verzahnung der neuen Gesetzgebung mit dem 
Asylrecht. Wer in Schweden einen negativen Asylbescheid bekommt, kann während 
einer bestimmten Frist eine Arbeit in Schweden suchen. Findet die Person eine, muss 
sie nicht ausreisen.296 In Österreich hingegen ist jeder Migrant, der einen negativen 
Asylbescheid bekommt und nicht Berufung einlegt, zur Ausreise verpflichtet. 
 
Natürlich glänzt Schweden nicht nur mit Positivbeispielen. Gleichberechtigung, 
Solidarität, Kooperation und Konsens, die Kernbestandteile des skandinavischen 
Wohlfahrtsstaats, die auch für alle Migranten gelten, wurden in den vergangenen 
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Jahren zunehmen in Frage gestellt. Während in Österreich die Freiheitliche Partei 
(FPÖ) 1992/93 mit ihrem Volksbegehren „Österreich zuerst“ Stimmung gegen 
Ausländer machte, kam es auch in Schweden zu Anschlägen rechtsextremer Gruppen 
auf Asylbewerberheime und Moscheen. Ein Jahr davor, 1991, war die 
rechtspopulistische Partei „Neue Demokratie“ (Ny Demokrati) zum ersten Mal in 
den schwedischen Reichstag eingezogen.297 Auch bei den vergangenen Reichstags- 
und Kommunal-Wahlen am 19. September 2010 gelang einer rechtspopulistischen 
Partei in Schweden den Einzug ins Parlament. Die Schwedendemokraten 
(Sverigedemokraterna) belegten 20 der 349 Sitze im Parlament und könnten bei 
Abstimmungen entscheidend sein.298 Besondere Aufmerksamkeit erlangten sie durch 
ihren antimuslimischen Werbespot, bei dem eine Pensionistin auf dem Weg zum 
Sozialamt von einer Schar Burka tragender Frauen mit Kinderwägen überholt 
wird.299 Der Spot durfte im schwedischen Fernsehen nicht gezeigt werden. 
 
Die Rechtspopulisten sind in ganz Europa auf dem Vormarsch, wie die 
Regierungsbildungen beispielsweise in Norwegen, Dänemark oder Ungarn zeigen. 
Inwiefern deren Einfluss die Zuwanderungs- und Integrationspolitik prägen und 
welche Rolle die EU mit ihrem Anspruch einer gemeinsamen Migrations- und 
Asylpolitik spielen wird, könnten spannende Ansätze für weitere wissenschaftliche 
Untersuchungen sein. 
  
                                                 
297 Vgl. Parusel (2009:6). 
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Integration oder Rotation der ausländischen Arbeitskräfte? Diese Frage stellten sich 
europäische Industriestaaten, die in den 1960er Jahren Arbeitskräfte aus anderen 
Ländern anwarben. Anhand von Österreich und Schweden werden in der 
vorliegenden Masterarbeit diese unterschiedlichen Ausgangsmodelle untersucht. 
Während Österreich eine Rotationsstrategie verfolgte – die Arbeitskräfte sollten 
kommen, arbeiten und nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses wieder in ihre 
Heimatländer zurückkehren, ging Schweden davon aus, dass der Großteil der 
Arbeitsmigranten sich längerfristig im Land niederlassen würde. Diese 
Ausgangsposition hatte signifikante Auswirkungen auf die Debatte über Integration 
und auf die darauffolgenden Integrationsmaßnahmen. Da Österreich an einem 
Rotationsmodell festhielt, waren die Integrationsmaßnahmen primär auf eine 
kurzfristige Dauer ausgerichtet. Sogar die schulische Integration der 
„Gastarbeiterkinder“ zielte unter anderem darauf ab, die Kinder auf ihre 
Reintegration im Heimatland vorzubereiten. In Schweden hingegen etablierten sich 
bereits Ende der 1960er Jahre Institutionen, die bei der Integration im Aufnahmeland 
halfen. 1975 wurde auch gesetzlich verankert, dass Zuwanderer den Einheimischen 
völlig gleichgestellt sind. Ergänzt wird dieser Vergleich durch eine Fallstudie über 
die Debatte rund um den Anwerbestopp 1974/75 in Österreich. In dieser Zeit stand 
der Abbau der ausländischen Arbeitskräfte im Spannungsverhältnis mit den 
notwendig gewordenen Integrationsmaßnahmen für jene rund 190.000 
„Gastarbeiter“, deren Rückkehr in ihr Heimatland nicht absehbar war.  
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